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Die erste Seite

Vorwort zur Dezember-Ausgabe

Was Weihnachten so alles mit dem Boykott zu tun hat, seht ihr ja an unse-

re Titelseite. Genaueres dazu könnt ihr auf den folgenden Seiten lesen. In 

dieser kalten Jahreszeit geht es nämlich in die heiße Phase des Studienge-

bührenboykotts. Der Anwalt ist gefunden, das Sperrkonto eingerichtet und 

die ganze Universität (ja, sogar der Conti Campus!) wird seit Wochen mit 

den „Informationen zum Studiengebührenboykott“ versorgt. Da wollten 

wir von der KontrASt natürlich mal wissen, wer denn (noch) nichts vom 

Boykott gehört hat und was die Studierenden in Hannover überhaupt da-

von halten. Die Ergebnisse der Umfrage könnt ihr ab Seite 17 lesen. Auch 

sonst dreht sich in dieser Ausgabe recht viel um den Protest gegen Studi-

engebühren, zum Beispiel in Hessen, wo anstatt der Studiengebühren auch 

mal AutofahrerInnen boykottiert wurden.

Außerdem gibt es in dieser Ausgabe noch den „Nordstadt-Veggie-Test“, im 

Kontrast zu den „Curry-Wurst-Genossen“ der letzten Ausgabe, um Semi-

narrauswurf, um das BAföG und natürlich, der Jahreszeit angemessen, 

um Weihnachten. Neu ist in dieser Ausgabe außerdem der ultimative Se-

mestertickettest, bei dem ab sofort in jeder Ausgabe ein Reiseziel mit dem 

Semesterticket bereist und erkundet werden soll. Ab Seite 24 könnt ihr al-

les über das erste Reiseziel Uelzen lesen, das Bianka und Delia für uns 

getestet haben. 

Wir wünschen euch in den kommenden Weihnachtsferien auch schöne Reise-

ziele und natürlich frohe Weihnachten!

Eure KontrASt-Redaktion

 

In unsere letztzen Ausgabe ist uns ein Fehler unter-
laufen und wir bitten dies zu entschuldigen. Der Kom-
mentar auf Seite 15 nach dem Kreationismusartikel 
war nicht als solcher gekenntzeichnet.

Richtigstellung
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BAStA

+++ BASTA - Berichte aus dem AStA +++

++ neues Frauen-Lesben-Kollektiv 
gewählt
Auf der Frauenvollversammlung am 28.11.2006 
wurden vier Referentinnen für das neue FLK 
gewählt. Ab sofort wird also der Frauenraum 
im AStA wieder für politische Arbeit ge-
nutzt. Einmal im Monat soll dort auch ein 
Frauenfrühstück statt finden zu dem natür-
lich alle Frauen herzlich eingeladen sind. 
Kontakt unter frauenkollektiv@asta-hanno-
ver.de (näheres zum FLK auf Seite 29)

++ am 17.1.2006 findet an der Uni 
Hannover ein Hochschulaktions-
tag statt.
An diesem Tag sollen kulturelle Veranstal-
tungen und alternative Seminare zum Thema 
Studiengebühren statt finden. ZUr Vorberei-
tung des Hochschulaktionstags trifft sich 
jeden Dienstag um 18 Uhr ein Arbeitskreis 
im AStA-Sitzungszimmer

++ 14.12. Demonstration in Braun-
schweig für eine freie Bildung
Nähere Informationen dazu bald auf 
www.asta-hannover.de

++ Burschenschafter vor Gericht 
erfolglos
Der Geschäftsführer der „ARGE Festkommers“, 
Alexander Bayaumy, erlitt vor dem Verwal-
tungsgericht Hannover eine Niederlage auf 
ganzer Linie.
Sein Ansinnen, durch das Gericht ein Ord-
nungsgeld gegen den AStA verfügen zu lassen, 
wurde vom Gericht als unbegründet zurück-
gewiesen. Das Mitglied der Burschenschaft 
Germania, welcher wiederholt Verbindungen 
zu Rechtsextremen nachgewiesen werden konn-
ten, muss auch die Prozesskosten tragen. 
Der Streitwert wurde auf 15.000 Euro fest-
gesetzt.
Hintergrund: Bayaumy war der Ansicht, der 
AStA habe widerrechtlich zum Kampf gegen 
studentische Verbindungen aufgerufen. Das 
Gericht stellte jedoch fest, dass die kri-
tische Auseinandersetzung mit Studentenver-
bindungen und ihrem Gedankengut vom hoch-
schulpolitischen Mandat des AStA gedeckt 
ist.

++ Kritik an Firmenkontaktmesse 
„Kiss me“
Am 15. November fand im Lichthof der Uni-
versität Hannover die Firmenkontaktmesse 
„Kiss me“ statt. Diverse Unternehmen stell-
ten sich dort als vermeintlich attraktive 
Arbeitgeber vor und suchten Kontakt zu qua-
lifiziertem Nachwuchs.
Dies sollte jedoch nicht ganz ungestört 
vonstatten gehen, da antimilitaristische 
AktivistInnen dem Stand vom „Bundesamt für 
Wehrtechnik und Beschaffung“ einen Besuch 
abstatteten. Dabei wurde Informationsmate-
rial „abgegriffen“ und Kritik daran artiku-
liert, dass an der Uni Hannover Berufsper-
spektiven beworben werden, die in direktem 
Zusammenhang mit Kriegsführung stehen. Das 
Amt ist zuständig für die Beschaffung von 
Kriegsgerät für die Bundeswehr.

++ G8-Gipfel wirft seine Schatten 
voraus
Im kommenden Jahr ist Deutschland Gastgeber 
für das „Treffen der Acht“. Auch bildungs-
politische Themen werden bei dem Treffen 
der acht mächtigsten Staatschefs auf der 
Tagesordnung stehen. Dabei ist heute schon 
absehbar, dass das Thema Bildung vor allem 
als gigantischer „globaler Markt“, also als 
potentiell profitträchtiges Geschäftsfeld 
betrachtet werden wird, ohne dass dabei groß 
gesellschaftlich-soziale, oder gar emanzi-
patorische Ansprüche formuliert würden.
Natürlich nicht nur, aber auch vor diesem 
Hintergrund formiert sich Protest gegen das 
Gipfeltreffen. Von G8-kritischen Kulturver-
anstaltungen, über Demonstrationen bis hin 
zu Blockadeaktionen ist vieles in Vorbe-
reitung. Die Direkte Aktion als Form der 
Intervention wurde im ebenfalls auf dem G8-
Gipfel präsenten Themenfeld der Energiepo-
litik jüngst beim Castortransport nach Gor-
leben von etlichen Menschen, die auch gegen 
den Gipfel aktiv werden wollen, erprobt und 
geübt.
In Hannover sind verschiedene Gruppen in 
die Vorbereitung von Aktionen anlässlich 
des G8-Gipfels eingebunden. In der nächsten 
Zeit wird es dazu eine Vielzahl von In-
formationsveranstaltungen zum Thema geben. 
Achtet auf Ankündigungen!
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LeserInnen-Briefe

Rezension zu KontrASt- Ausgabe 
Oktober 2006

Ein Qualitätsmerkmal muss man dieser 
„Zeitschrift“ zuerkennen: Annähernd 
nie ist mit Bestimmtheit festzustellen, 
ob der jeweilige Verfasser mit dem je-
weiligen Artikel einen ernst gemeinten 
Beitrag zur politischen Bildung leisten 
will, oder ob er auf eine satirische Wir-
kung abstellt. Soweit dies gewollt ist, 
kann diese Feststellung durchaus als 
Lob empfunden werden. Nach dem 
Selbstverständnis der Herausgeber 
(vgl. Impressum) steht hinter diesem 
Organ die Intention der Förderung 
politischer Kommunikation, woraufhin 
ich mir das Recht nehme, zu einigen 
ausgewählten „Bonbons“ der „Erstse-
mester Ausgabe“  ein paar Worte zu 
verlieren. 

Dazu beginne ich bei Seite 5 des be-
sagten Heftes. Dort lamentiert Autor 
Ole Petersen über unsere Heimat-
stadt Hannover. Den dortigen Ausfüh-
rungen hinsichtlich der Expo 2000 ist 
freilich energisch entgegenzutreten, 
ist die Weltausstellung doch wohl das 
Beste, was dieser Stadt passieren 
konnte, und nicht ein verunglückter 
Versuch, mit Weltmetropolen auf 
Augenhöhe zu geraten. Wenn man 
schon über diese Stadt berichtet und 
die Expo kritisiert, sollte man die ein-
wandfrei positiven Veränderungen zu-
mindest berücksich-tigen. Zu denken 
sei an den Bahnhof, den Raschplatz, 
die Messe- Infra-struktur u.v.m. Die 
Expo hat zur Be-wältigung des Gru-
sel- Images dieser Stadt beigetragen, 
wessenthalben man sie nicht als Auf-

hänger eifriger, aber wenig professi-
oneller Kritik gegenüber neu hierher 
gezogenen Studenten missbrauchen 
sollte.
Der überwiegende Teil des Artikels 
„Studieren und Leben in der Stadt des 
Butterkekses“ ist freilich kaum mit Er-
kenntnisgewinn verbunden. Schließ-
lich kritisiert der Autor noch, dass der 
Kernbereich der Stadt überwiegend 
dem Konsum gewidmet sein solle. – 
Gibt des denn unter den Großstädten 
Gegenbeispiele? Im Übrigen bilden 
Schauspiel und Oper einen nicht zu 
verachtenden kulturellen Teil des han-
noverschen Zentrums. Sieht der Autor 
darin verbrecherisches Kapital?

Hingegen durchaus ein wenig erhel-
lend stellt sich der von Mark Schäfer 
verfasste Beitrag „Wer ist eigentlich 
dieser AStA?“ dar. Er mag für Erst-
semester einen hilfreichen Blick über 
die verfasste Studierendenschaft bie-
ten. Insbesondere der Hinweis auf 
die Fahrradwerkstätten sei in diesem 
Kon-text erwähnt. Damit kommt näm-
lich ein AStA- Mitglied der Forderung 
des Stu-Ras nach, diese Institutionen 
an die Adresse neuer Studenten in 
Hannover zu publizieren. Vielen Dank 
dafür.

Scharfe Kritik könnte wiederum an 
der vom Innen-Referenten Daniel 
Brunkhorst veröffentlichten Attacke 
gegen den Kreationismus geübt wer-
den. Bereits die zahlreichen Fehler 
in Rechtschreibung und Grammatik 
stel-len keine Werbung für die Arbeit 
des Autors dar und zeugen von man-
gelnder Sorgfalt, die sich auch in der 
Recherche niederschlägt: Mit gerade-

zu entzündeten Augen musste ich le-
sen, der CDU- Politiker Althaus habe 
im Jahr 2005 „eine Laudatio auf eine 
[rich-tig: ein] kreationistisches Schul-
buch für den Biounterricht gehalten“. 
Gemäß der zitierten Quelle sollte der 
heutige Ministerpräsident Thüringens 
(im Jahr 2002!) eine solche Laudatio 
halten. Im Übrigen ist die Stellungnah-
me Althaus´ in der von Daniel Brunk-
horst zitierten Quelle abgedruckt, in 
der KontrASt- Anklage freilich unter-
schlagen:

 „`Ich vertrete weder Kreationismus 
noch Intelligent Design.´ Dass das 
christliche Bio-Buch in thüringischen 
Schulbibliotheken steht, finde er ´gar 
nicht gut´.“ 
(Der Spiegel 52/2005, S. 144) 

Hier wurde wohl unter dem Deckman-
tel wissenschaftlicher Arbeit schlecht 
recherchiert...
Man mag sich zum Kreationismus kri-
tisch äußern. Die Aufforderung, die 
de-mokratische Gesellschaft müsse 
sich wehren und der Aufruf an Pro-
fessoren, das Grundrecht der Religi-
ons- und Weltanschauungsfreiheit zu 
missach-ten, gehen indes deutlich zu 
weit. Lt. Brunkhorst müsse die Wis-
senschaft so frei sein, gegen die ei-
genen Feinde zu streiten. Muss sie 
aber nicht auch so gerecht sein, die 
Grundrechte unserer Gesellschaft zu 
achten; schließlich ge-nießt sie ja sel-
ber Grundrechtsschutz?!

So weit so ärgerlich. Bei der Lektüre 
ab Seite 22 jedoch stellte sich allmäh-
lich Übelkeit ein. In Verbindung mit 
dem Impressum, wonach die Artikel 

Diese neue Rubrik ist für euch LeserInnen! Wenn ihr Kritik, Lob, Anmerkungen oder sonstiges zu unserer Zei-
tung KontrASt äußern wollt, ist hier der Platz dafür, wobei wir natürlich Lobeshymnen viel lieber veröffentlichen 
als Kritik!
Einfach eine Mail an kontrast@asta-hannover.de schreiben. Selbstverständlich behalten wir uns vor, eingerei-
chte LeserInnenbriefe zu kürzen. Auch geben die hier abgedruckten Zeilen nicht die Meinung des AStA bzw. der 
Redaktion wieder. 
Veröffentlicht wird nur wenn der Redaktion der Name des Verfassers/ der Verfasserin bekannt ist.
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leserinnenbriefe

in dieser Zeitschrift der För-derung 
der staatsbürgerlichen Verant-wor-
tung dienen sollen, erscheinen die auf 
sechs Seiten unnötig breitgetre-tenen 
„Argumente gegen das Deutsch-land-
lied“ als blanker Hohn! Danach sei es 
„auch angesichts der vergangenen 
Fußball-WM und dem [richtig: des] ... 
´natürlichen Patriotismus´“ notwendig, 
„ganz vehement solchen Stimmungen 
des Nationalismus ... entgegenzutre-
ten“. Der aufmerksame Leser fragt 
sich hier: Warum? Vermutlich wurde 
hier – eventuell infolge mangelnder Bil-
dung seitens der Verfasserin – weltof-
fenes Auftreten des Gastgeberlandes 
der Weltmeisterschaft gleichgesetzt 
mit radikal- nationalen Bestrebungen, 
was freilich einen bedeutenden Faux-
pas darstellen würde.
Es könne, so die Antifa in diesem Arti-
kel, „für keinen Gegner der Nazi- Dik-
tatur angesichts dieser Tatsache [das 

Deutschlandlied sei Nationalhym-ne 
des Deutschen Reiches zur Zeit des 
Faschismus´ gewesen] ein unge-
zwungenes Verhältnis zum Deutsch-
landlied als Nationalhymne geben“. 
Ein geradezu absurder Gedanke, be-
denkt man die fatalen Folgen eines 
Umkehrschlusses: Alle, die bei Sport-
veranstaltungen und öffentlichen An-
lässen die Nationalhymne singen, 
wä-ren demzufolge keine Gegner der 
Na-tionalsozialisten. Na Danke – das 
be-leidigt wohl nicht nur mich, son-
dern Millionen Fußballfans, Sportler, 
Politi-ker u.v.m.!
Nicht richtiger wird die Argumentation 
der Verfasserin, wenn sie behauptet, 
durch das Deutschlandlied als Natio-
nalhymne solle die NS-Zeit vernied-
licht werden. In Wirklichkeit sei das 
Lied Ausdruck des kontinuierlichen 
deut-schen Nationalismus´. Man be-
mängelt „Nationalismus, der auch im 

Deutsch-landlied auffällt“. – Hier wird 
anschei-nend Nationalismus mit Pa-
triotismus verwechselt – und letzterer 
ist in einer Nationalhymne natürlich 
nicht ganz erwartungswidrig – das 
sollte selbst die Antifa eingestehen... 
Aus den insgesamt absolut ent-
behr-lichen Ausführungen scheint 
sich abzu-zeichnen, dass hier linke 
möchtegern-intellektuelle Verfasser 
vorsätzlich fal-sche Schlüsse ziehen 
und so begeh-ren, die Einigkeit der 
Gesellschaft zu durchbrechen. Tröst-
lich ist nur, dass der diesem Begehren 
zu Grunde lie-gende Zeitgeist längst 
überwunden ist.

Liebe Leser, vielen Dank für Eure Auf-
merksamkeit!

Armin Kockel
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(op) Wir von der KontrASt-Redaktion 
freuen uns immer über Reaktionen 
von LeserInnen auf unsere Zeitung.
Lob ist motivierend und daher natür-
lich stets willkommen. Kritische Lese-
rInnen-Briefe sind aber auch ein super 
Mittel, eine diskursive Kultur in einem 
Organ zu fördern, das genau diesen 
Anspruch erhebt - nämlich zu einer 
gepfl egten politischen Auseinander-
setzung anzuregen.
Interessant erscheint derweil, welche 
Themen konkret in der Lage sind, 
Reaktionen hervorzurufen. So wa-
ren es in unserer letzten Ausgabe 
offensichtlich verletzte Gefühle von 
lokalem und nationalem Patriotismus, 
die Teile unserer LeserInnenschaft 
dazu brachten, etwas in die Tasten zu 
hauen. Zumindest nach der eigenen 
Bezeichnung eines Lesers erreichte 
uns gleich eine ganze „Rezension“. 
Rezensionen über eine Zeitung gehö-
ren im Gegensatz zu LeserInnenbrie-
fen normalerweise nicht in dieselbige 
– vielleicht erscheint also demnächst 
Sekundärliteratur zur KontrASt, z.B. 
ein Sammelband oder eine Loseblatt-
sammlung mit Einlassungen zu un-
seren Artikeln. Wäre ja toll…

Da wir die Mühen unseres Lesers Ar-
min Kockel aber nicht ungewürdigt 
lassen wollen, und damit der Vorwurf 
der Zensur gar nicht erst aufkommt, 
sei seine „Rezension“ hier den-
noch veröffentlicht.
Wie gesagt, offensichtlich gab 
eine andere Einstellung in Sa-
chen Patriotismus den Ausschlag. 
Da Patriotismus immer wieder ver-
harmlost oder sogar gefeiert 
wird, sollen hier aber auch 
nochmals einige kritische 
Betrachtungen erfolgen. 
Man kann sagen, 
die „Rezension“ 
führte zu Reakti-
onen von Erschro-
ckenheit bis Amü-
sement. Nun aber 
zu den Details:
Ausgerechnet die 
Expo 2000, die je-
dem Ankömmling am 
Hauptbahnhof unserer 
„Expo- und Messestadt“ 
in Erinnerung gerufen wird, würde in 

einem Artikel in der letzten KontrASt 
als „als Aufhänger eifriger, aber wenig 
professioneller Kritik gegenüber neu 
hierher gezogenen Studenten miss-
braucht“, so Kockel. Dem sei „ener-
gisch entgegenzutreten“, sei die Expo 
doch das „Beste, was dieser Stadt 
passieren konnte“.

Der Autor Ole Petersen bleibt bei 
seiner Kritik an der Expo und an der 
Tatsache, dass die aus Anlass der 
„Weltausstellung“ (und diesen Namen 
verdient die „Alles ist toll“ - Propa-
gandaschau von Industrie und Re-
gierungen nun wirklich nicht!) erfolgte 
Herausputzung der hannöverschen In-
nenstadt vor allem der kommerziellen 
Optimierung diente. Der in Kockels 
Replik platzierte Hinweis auf Schau-
spielhaus und Oper vermag mit der 
Vertreibung nicht ins Bild passender 
und nicht an Konsum interessierter 
NutzerInnen des Stadtzentrums ge-
nauso wenig zu versöhnen, wie die 
Frage nach Gegenbeispielen in ande-
ren Großstädten irgendetwas besser 
macht. Vielmehr offenbart sich hier 
Kockels Verinnerlichung eines Den-
kens, das durch Standortkonkurrenz 
und unkritisches Hinnehmen der herr-

schenden Zustände 
geprägt ist.

Auch der Arti-
kel zum The-
ma „Kreatio-
nismus“ schlug 

hohe Wellen: 
Während sich 
Armin Kockel 
schlicht um die 

G r u n d -
r e c h t e 

d e r 

dem Kreationismus anhängenden 
Gläubigen besorgt zeigt, wenn diese 
wegen ihrer Antiwissenschaftlichkeit 
aus einem wissenschaftlichen Ort 
wie der Universität verdrängt werden 
sollten, sah ein anderer Leser sich 
gleich zu wüsten Beschimpfungen 
animiert. Der bloße Hinweis darauf, 
dass der studentische Senator Matthi-
as Wehrung (RCDS) offenbar selbst 
kreationistischen Lehren anhängt, 
veranlasste einen unserer Leser zu 
dem Vorwurf, die KontrASt würde wie 
einst die Nazis denunzieren. Ein Aus-
druck allgemeiner Abneigung gegenü-
ber dem angeblich gut bezahlten, aber 
ansonsten nur zu verachtenden AStA, 
dem „baldiges Ableben“ zu wünschen 
sei, war in dem Schreiben inklusive, 
auf dessen Abdruck wir verzichten. 
Zum wichtigen Diskurs um den wieder 
aufl ebenden Nationalismus drucken 
wir aber eine Stellungnahme der Of-
fenen Antifa der Uni Hannover ab.

Allen eine erkenntnisreiche Lektüre!

Briefe an die LeserInnen
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Reclaim the city!
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Briefe an die leserinnen

Die Äußerungen von Armin Kockel 
– Mitglied der RCDS Fraktion im Stura 
– wollen wir so nicht unerwidert las-
sen: 

1.: Anscheinend wurde das Thema 
noch nicht ausreichend genug „breit-
getreten“: Das Deutschlandlied ist ent-
standen in einer Zeit des aggressiven 
völkischen Nationalismus, gedichtet 
von einem Antisemiten und Franzo-
senhasser und wurde daher folgerich-
tig nicht von den Nazis instrumenta-
lisiert, sondern entsprechend seiner 
Funktion und seines Inhalts  verwen-
det. Dieser historische  Entstehungs-
zusammenhang kann auch in der heu-
tigen Verwendung der Dritten Strophe 
nicht abgestritten werden, die darüber 
hinaus die Unterordnung des Einzel-
nen unter behauptete Interessen des 
„ganzen Deutschlands“ propagiert. 
Insofern kann es für uns kein „unge-
zwungenes Verhältnis“ zur National-
hymne gegeben. Außerdem wird 
hier von uns auch nicht „Nationa-
lismus mit Patriotismus verwech-
selt“, schließlich zeigen wir gerade 
in dem Artikel den aggressiven 
Nationalismus auf. Wer diesen 
Nationalismus und das dahinter 
stehende völkische Denken 
als Patriotismus (also als 
angeblich abgeschwächte, 
nicht imperialistische Form 
des Nationalismus) verharm-
lost, bereitet (wenn vielleicht auch un-
gewollt) den Positionen der extremen 
Rechten den Weg.  

2. Zum „weltoffenen Gastgeberland“: 
Deutschland pauschal (Nationalisten 
und Nationalistinnen sprechen gern 
im Kollektiv, wenn es um das eigene 
Land geht) als weltoffen darzustellen, 
zeugt von einer verengten Wahrneh-
mung bzw. von einer Verleugnung weit 
verbreiteter rassistischer Tendenzen in 
der Bevölkerung sowie einer Fülle von 
rechtsextremen Straftaten und Diskri-
minierungen, der staatlichen Praxis 
der Einigelung in der Festung Europa 
und einer rassistischen Sondergesetz-
gebung für Flüchtlinge. Auch während 
der WM kam es im ach so weltoffenen 
Gastgeberland immer wieder zu ras-
sistischen Pöbeleien (zum Beispiel 
gegen Menschen mit dem „falschen“, 

zum Beispiel polnischen Trikot). Auch 
wurde bei den WM-Übertragungen 
immer wieder auch die erste Strophe 
des Deutschlandliedes gesungen. Wer 
sich mit der „falschen“ Frisur, Hautfarbe 
oder sexuellen Orientierung mal in das 
Festzelt eines Schützenfestes in einer 
niedersächsischen Kleinstadt verirrt 
hat oder neben den falschen Leuten 
auf den „Fan- m e i l e n “ 
stand, wird s i c h e r 
e i n i g e s ü b e r 
die hie- s ige 
W e l t - o f -
fenheit e r -
zählen kön-
nen. 

3. Zum Vor-

w u r f 

unseres „Begehrens, die Einigkeit der 
Gesellschaft zu durchbrechen“: In was 
besteht den diese allumfassende, un-
antastbare Einigkeit? Ist es die zwi-
schen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, 
Vermieterin und Mieterin, Polizist und 
Demonstrant, „Inländer“ und „Auslän-
der“, Mächtigem und Ohnmächtigem, 
Reichem und Armem? Hier wird am 
deutlichsten, zu was Nationalismus 
dient: nämlich zum Übertünchen von 
bestehenden Interessensunterschie-
den. Legitime Forderungen nach Teil-
habe an gesellschaftlichem Reichtum 
und an der Macht (oder besser noch 
Emanzipierung von der Macht) sollen 
zurückgestellt werden zugunsten der 
Sicherung des Status Quo. Wenn man 
auch sonst nicht so viel ist, so ist man 
doch wenigstens Teil von Deutschland! 
„Denn auch Du bist Deutschland“ klingt 
doch viel besser als „Auch du bist ar-

beitslos“ „Auch Du bist vom Ehemann 
unterdrückt“ oder „Auch Du fi ndest kei-
ne Wohnung“. Wehe dem, der diese 
für Nationalisten geradezu sakrale „Ei-
nigkeit der Gesellschaft“ – früher auch 
Volksgemeinschaft genannt – hinter-
fragt oder qua Ausschluss nicht zum 
deutschen Kollektiv dazugehört! 

4. Dann noch eine Anmerkung zu Ar-
min Kockel: Wir wollen nicht bestrei-
ten, dass es auch bei den Konserva-
tiven viele Gegner und Gegnerinnen 
des Nationalsozialismus gibt. Darum 
wundern wir uns dann aber, wenn Leu-
te, die sich in Leserbriefen als „Geg-
ner der Nationalsozialisten“ darstellen, 
gegen den StuRa-Antrag zur (leider 
nur moralischen) Unterstützung der 
Bürgerinitiative in Delmenhorst gegen 
den Hotelverkauf an den militanten 
Nazi-Kader Jürgen Rieger stimmt 

(was den Rest  seiner Fraktion 
zugegebenermaßen von Armin 

Kockel unterscheidet). Ferner 
haben wir, im Gegensatz 
zu liberalen, konservativen 
oder sogar rechten Gegnern 
und Gegnerinnen der Nazi-

Diktatur, eine andere Analy-
se von Rechtsextremismus. 

(Neo-)Nazismus ist nur 
die Spitze des Eisbergs, 
in der das in aggressiver 
und zugespitzter Form 

vertreten wird, was in abgeschwächter 
Form in weiten Teilen der Gesellschaft 
akzeptiert ist: rechtes Gedankengut 
wie (völkischer) Nationalismus, Ras-
sismus, Sexismus, Homophobie oder 
Antisemitismus fi ndet sich eben nicht 
nur bei Nazis, sondern auch in der 
„Mitte der Gesellschaft“ wie in den 
Volksparteien, Medien oder Hoch-
schulen. Wer wie CDU / JU / RCDS 
Leitkultur-, „Kinder-statt-Inder“- oder 
Nationalstolz-Debatten entfacht, spielt 
den extrem Rechten in die Hände! Da 
solche Kritik in diesen Reihen jedoch 
nicht gerne gehört wird, ist es wenig-
stens konsequent, dass der RCDS im 
StuRa als einzige Fraktion geschlos-
sen gegen die Wiederwahl der Antifa-
SB stimmte.

offene Antifa der Uni Hannover

Die Antwort auf die Rezension von Armin Kockel
Oder: Einblicke in die Denkweise von Nationalisten

von einem Antisemiten und Franzo-
senhasser und wurde daher folgerich-
tig nicht von den Nazis instrumenta-
lisiert, sondern entsprechend seiner 
Funktion und seines Inhalts  verwen-
det. Dieser historische  Entstehungs-
zusammenhang kann auch in der heu-
tigen Verwendung der Dritten Strophe 
nicht abgestritten werden, die darüber 
hinaus die Unterordnung des Einzel-
nen unter behauptete Interessen des 
„ganzen Deutschlands“ propagiert. 
Insofern kann es für uns kein „unge-
zwungenes Verhältnis“ zur National-
hymne gegeben. Außerdem wird 
hier von uns auch nicht „Nationa-
lismus mit Patriotismus verwech-
selt“, schließlich zeigen wir gerade 
in dem Artikel den aggressiven 
Nationalismus auf. Wer diesen 
Nationalismus und das dahinter 
stehende völkische Denken 

stand, wird s i c h e r 
e i n i g e s ü b e r 
die hie- s ige 
W e l t - o f -
fenheit e r -
zählen kön-
nen. 

3. Zum Vor-

w u r f 

4. Dann noch eine Anmerkung zu Ar-
min Kockel: Wir wollen nicht bestrei-
ten, dass es auch bei den Konserva-
tiven viele Gegner und Gegnerinnen 
des Nationalsozialismus gibt. Darum 
wundern wir uns dann aber, wenn Leu-
te, die sich in Leserbriefen als „Geg-
ner der Nationalsozialisten“ darstellen, 
gegen den StuRa-Antrag zur (leider 
nur moralischen) Unterstützung der 
Bürgerinitiative in Delmenhorst gegen 
den Hotelverkauf an den militanten 
Nazi-Kader Jürgen Rieger stimmt 

(was den Rest  seiner Fraktion 
zugegebenermaßen von Armin 

Kockel unterscheidet). Ferner 
haben wir, im Gegensatz 

und Gegnerinnen der Nazi-
Diktatur, eine andere Analy-

se von Rechtsextremismus. 
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(bri) Der Beginn dieses Semesters 
hat es wahr gemacht. Um ein 
Studium an einer niedersächsischen 
Hochschule zu beginnen, mussten 
StudienanfängerInnen neben einem 
passenden Abschlusszeugnis auch 
noch über einen ausreichend hohen 
Kontostand verfügen. Damit schienen 
die ersten realen Überweisungen die 
Diskussion über Studien-
gebühren zu beenden. Viele 
Studierende, auch solche, die sich an 
Demonstrationen der vergangenen 
Semester beteiligt haben, sehen 
inzwischen nur noch wenig 
Sinn  im Protest und verwenden 
ihre Energie statt dessen 
darauf, Möglichkeiten zur 
Finanzierung ihres weiteren 
Studiums zu finden. Protest 
und Engagement sind aber 
jetzt notwendiger und wichtiger 
denn je. Die Ablehnung 
von Studiengebühren wird 
durch deren Einführung 
nicht überflüssig, im 
Gegenteil: Die Einführung 
der Studiengebühren verlangt 
von ihren GegnerInnen einen 
noch entschlosseneren 
Protest als zuvor. Ein Weg 
diesen Protest zu äußern ist 
der ZahlungsBboykott der 
Zahlung der Studiengebühren, 
wie er zum kommenden 
Sommersemester von 
Studierenden an zahlreichen 
Hochschulen in Baden-
Württemberg, Hamburg, 
Niedersachsen und Nordrhein-
Westfalen durchgeführt 
werden wird.
Denn die Argumente gegen 
Studiengebühren verlieren durch 
den Rückschlag der Einführung 
genauso wenig ihre Richtigkeit wie 
Studiengebühren ihre negativen 
Folgen. Sie sind und bleiben 
unsozial und ungerecht indem sie 
den Zugang zu höherer Bildung 
besonders für Menschen aus 
einkommensschwächeren Familien 
weiter einschränken. Auch während 
des Studiums werden die Folgen 
gerade für StudentInnen ohne 
zahlungskräftige Eltern spürbar 
werden. Neben den anfallenden 
Lebenshaltungskosten wird 

durch Studiengebühren und dem 
Semesterbeitrag jede Studentin 
und jeder Student der Universität 
Hannover jährlich mit 1475,74 Euro 
belastet. Der einzige Weg aus der 
sich androhenden studentischen 
Armut wird viele an die Türen der 
Banken und Sparkassen führen. 
Der aus einer Kreditaufnahme (und 
den daraus resultierenden Zinsen) 
nach dem Studium angehäufte 
Schuldenberg erhöht den finanziellen 
Druck nach dem Studium, was nicht 
nur die Berufswahl der Betroffenen 

beeinflussen, sondern auch ihr 
effektives Einkommen empfindlich 
schmälern wird.  Aufgrund 
der  bestehenden, niedrigeren 
Verdienstmöglichkeiten für Frauen 
sind   Hochschulabgängerinnen nach 
Abschluss ihrer Ausbildung zusätzlich 
benachteiligt, wie das Beispiel 
in Australien eindrucksvoll zeigt, 
und werden so länger als ihre Ex-
Kommilitonen mit der Rückzahlung 
der „Bildungskredite“ belastet 
(siehe Kasten). Erreichbarkeit und 
Nutzen eines Hochschulabschlusses 
werden sich daher für viele weiter 

erschweren bzw. vermindern. Nicht 
zu vergessen ist dabei auch die 
Abschreckungswirkung, die so eine 
Kreditaufnahme mit sich bringt. So 
manche/r potentielle/r Student/in wird 
sich in Anbetracht des finanziellen 
Risikos einer Verschuldung gar nicht 
erst für ein Studium entscheiden oder 
eben ein Studienfach wählen, bei 
dem die späteren Berufschancen eine 
schnelle Rückzahlung des Kredits 
wahr-
scheinlicher machen. Die 
Wirtschaft greift damit massiv in 

die Hochschullandschaft 
ein und führt so 
langfristig zu zahlreichen 
F ä c h e r s c h l i e ß u n g e n 
von Fächern, die nach 
wirtschaftlichen Kriterien 
nicht effizient genug sind.

Die Verlagerung der Kosten 
einer
Hochschulausbildung auf die 
Schultern der Studierenden 
setzt die Tendenz zur 
Privatisierung des  
Bildungssystems weiter fort. 
Der Rückzug des Staates 
und der Bundesländer aus 
der Hochschulfinanzierung 
der Hochschulen lässt sich 
dabei nicht allein durch 
knapper werdende Geldmittel 
erklären, sondern ist Ergebnis 
einer wirtschaftsfreundlichen 
Politik, die für Bildung 
notwendige öffentliche 
Mittel einspart. Unabhängig 
von der Höhe der  
Steuereinnahmen ist der 
Anteil der Bildungsausgaben 

am Bruttoinlandsprodukt (BIP) seit 
Anfang der Neunziger Jahre stetig 
gesenkt worden. Betrugen diese 1993 
noch 4,31% des BIP, so waren es 1999 
nur noch 3,95%. Unabhängig von der 
Höhe der verfügbaren staatlichen 
Mittel hat sich also der Anteil der 
Bildungsausgaben am BIP verringert. 
Die von den BefürworterInnenn 
immer wieder angeführten „leeren 
Staatskassen“, welche mit als 
Grund für die Unabdingbarkeit 
eines gebührenfinanzierten 
Studiums angeführt werden, sind 
indes nicht ohne Grund leer. 

Warum Studiengebühren immer noch oder jetzt recht abzulehnen sind
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Gesenkte Spitzensteuersätze der 
Einkommenssteuer und massive 
Senkungen der Körperschaftssteuer 
trugen ihren Teil zu insgesamt 
sinkenden Steuereinnahmen 
bei. Diese Kürzungen kamen 
insgesamt eher besser verdienenden 
SteuerzahlerInnenn zu Gute 

(vgl. ABS 2006, S. 20-24). Diese 
Steuerkürzungen tragen ihren Teil zur 
oft betonten schlechten Haushaltslage 
bei, während Bildungsausgaben 
insgesamt verringert werden. Zuvor 
eingesparte Mittel sollen nun durch 
die Erhebung von Studiengebühren 
kompensiert werden, wodurch 
einkommens-

schwächere Bevölkerungsschichten 
weiter benachteiligt werden. 
Der Protest gegen Studiengebühren 
hat also auch nach ihrer Durchsetzung 
nichts an seiner Rechtfertigung 
verloren. Geändert hat sich allerdings 
die Situation der Studierenden: Waren 
die Gebühren vor diesem Semester 

noch eine abstrakte, scheinbar 
ferne Bedrohung, gegen die mensch 
ungestraft demonstrieren konnte 
ohne negative Folgen für sich selbst 
befürchten zu müssen, so beschreitet 
der aktive Protest gegen sie nun eine 
persönlichere Ebene. Die Beteiligung 
am Studiengebührenboykott 
beinhaltet die Weigerung, einen hohen 

Geldbetrag an die Universität zu 
zahlen, welche darauf mit Mahnungen 
und der Drohung einer Exmatrikulation 
reagieren wird. Im Gegensatz zum 
anonymen Straßenprotest unter 
zahlreichen Gleichgesinnten, folgt 
auf das Nichtzahlen ein persönlicher 
Briefwechsel mit der Universität. 
Daran wird ein weiterer Unterschied 
zu anderen Protestformen deutlich. 
Die Meinung der Studierenden, die 
auf die Straße gehen, kann ignoriert 
werden, bei fehlenden Geldern auf 
den Konten der Universität fällt das 
schon schwerer. Der Boykott ist daher 
das effektivste Mittel, die Ablehnung 
eines gebührenfinanzierten Studiums 
zu formulieren.

Wichtig für den Erfolg ist aber die 
zahlreiche Teilnahme und persönliche 
Beteiligung der Einzelnen. Allein 
mag mensch den Drohungen und 
Mahnungen der Universität hilflos 
gegenüber stehen. Organisieren, 
engagieren und solidarisieren sich 
jedoch tausende Studierende, um 
der Gebührenerhebung und der 
damit verbundenen Bildungspolitik 
entgegenzutreten, handeln 
Universitäten und Landesregierung 
nicht mehr gegen den einzelnen 
sondern gegen einen großen 
Teil derjenigen, die ihnen ihre 
Existenzberechtigung verschaffen: 
ihre eigenen  StudentInnen und 
WählerInnen. 
Aufgrund dessen liegt der Erfolg des 
Gebührenboykotts in den Händen 
jeder und jedes Einzelnen. Neben der 
Teilnahme über das Treuhandkonto 
des AStA kann daher jede und jeder 
seinen Teil zum Gelingen der Aktion 
beitragen indem er/sie seine/ihre 
KommilitonInnen auf diese Möglichkeit 
des Protestes aufmerksam macht. 

Das australische Gebührensystem
Das 1989 in Australien eingeführte Higher Education Contribution Scheme (HECS) ist ein 
Kreditfinanziertes Gebührensystem, welches, ähnlich den hierzulande angebotenen soge-
nannten Studienkrediten. Ebenso wie bei den von deutschen Banken offerierten Krediten 
soll die Zurückzahlung erst ab einem bestimmten Einkommensniveau nach Abschluss der 
Hochschulausbildung erfolgen, was ein gebührenbasiertes Studium sozial verträglicher ma-
chen soll. Aufgrund der bei Frauen und Männern unterschiedlich hohen Einkommen führt 
dieses „nachgelagerte“ System allerdings zu einer stärkeren Belastung von Hochschulabsol-
ventinnen: „Eine australische Hochrechnung kommt zu dem Schluss, dass bei einer ange-
nommenen Verschuldung von 20 000 australischen Dollar (AUD) Männer im Durchschnitt 
17 Jahre, Frauen hingegen 51 Jahre lange ihre HECS-“Schulden“ zurückzahlen müssen.“ 
(vgl. Jackson, wie zitiert in ABS 2006). 

Quelle: 
Aktionsbündnis gegen Studienge-
bühren (ABS). Argumente gegen 
Studiengebühren. 
7. Auflage, Berlin: 2006
(auch kostenlos im AStA 
erhältlich)

Niedersäschsischer Landtag
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(fb) Die Gründe, warum Studienge-
bühren abgelehnt werden, sind so 
vielfältig wie die zu beobachtenden 
Protestformen und Strategien, ihre 
Einführung zu verhindern.
 Doch konnte mit den massiven Pro-
testen der vergangenen Semester die 
Verabschiedung der Gebührenge-
setze nur verzögert, nicht verhindert 
werden. Die Erhebung allgemeiner 
Gebühren droht nun den Studieren-
den aus fünf Bundesländern (Baden-
Württemberg, Bayern, Hamburg, 
Niedersachsen und Nordrhein-West-
falen) zum Sommersemester 2007. 
Im Wintersemester 2007/2008 folgen 
das Saarland und Hessen.

Aber noch immer besteht die Mög-
lichkeit, Gebühren zu verhindern und 
die gesellschaftliche Ablehnung von 
Gebühren auch politisch durchzuset-
zen. 
So werden verschiedene Klagen 
vorbereitet, die u.a. die Vereinbar-
keit der Gebührengesetze mit dem 
Grundgesetz klären. Es wird mas-
senhaft musterhafte Einzelfallklagen 
geben, um die Rechtmäßigkeit ver-
schiedener Bestimmungen prüfen 
zu lassen. Doch auf die juristischen 
Möglichkeiten, Studiengebühren zu 
verhindern, darf sich nicht verlassen 
werden – ihr Ausgang ist unsicher. 
Klagen können verloren werden. Sie 
können die bestehenden Gebühren-
gesetze optimieren und verfassungs-
fest machen. 
Nur über Klagen werden Gebühren 
nicht zu verhindern sein. Und: Der 
juristische Weg bietet keine Möglich-
keit, die breite gesellschaftliche Ab-
lehnung von Studiengebühren auch 
politisch durchzusetzen. 

Neben Demonstrieren und Klagen 
bietet sich ein Boykott der Gebühren 
an, da über ihn die Möglichkeit ge-

schaffen wird, die breite studentische 
Ablehnung der Gebühren, wie sie sich 
in vielen Umfragen niederschlägt, so 
zum Ausdruck zu bringen, dass nicht 
darüber hinweggesehen werden 
kann. Er bietet die Möglichkeit, For-
derungen bekannt zu machen und 
durchzusetzen. 
Konkret durchgeführt wird der Boy-

kott von ASten und Basisgruppen an 
den einzelnen Hochschulen. Allen 
gemein ist, dass das Treuhandkonto 
oder auch Sperrkonto von einem An-
walt oder einer Anwältin betreut wird. 
Bei einer zu geringen Beteiligung der 
Studierenden am Boykott wird das 
Geld am Stichtag an die Hochschule 
weiter überwiesen, so dass niemand 

Der Kampf gegen Studiengebühren geht weiter. 
Mit Demonstrationen, Klagen und Boykott
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exmatrikuliert werden wird. Wenn 
das geplante Quorum (wird an den 
meisten Hochschulen wahrschein-
lich zwischen 25 und 33 Prozent 
liegen) aber erreicht wird, hat man 
ein reales Druckmittel und kann Ver-
handlungen mit der Hochschulleitung 
oder der Landesregierung führen, je 
nachdem, wer für die Einführung der 
Studiengebühren verantwortlich ist. 
Nordrhein-Westfalen hat beispiels-
weise eine Sonderrolle, da es dort 
Angelegenheit der Hochschulen 
ist, allgemeine Gebühren ein-
zuführen. Der Boykott funk-
tioniert also nur, wenn sich 
genügend Studierende 
daran beteiligen. Da die 
Rückmeldefristen an 
den einzelnen Hoch-
schulen frühestens 
im Januar sind, blei-
ben knapp drei Mo-
nate, um den Boy-
kott und damit den 
nicht aufgegebenen 
Kampf gegen Studi-
engebühren bekannt 
zu machen. 
 Mit den sogenannten 
Latschdemos ist keine 
wirkliche Veränderung mehr 
zu erreichen. Das sehen auch 
die meisten Studierenden inzwi-
schen so. Doch beim Boykott ist das 
anders. Mit ihm kann der Protest ge-
gen die Studiengebühren auf eine 
Ebene verlagert werden, die nicht 
so leicht wegdiskutiert oder ignoriert 
werden kann. Dort kann eine hohe 
Zahl an StudentInnen wirklich noch 
was erreichen, wie schon 1970, als 
in Hamburg das sogenannte Hörgeld 
boykottiert und daraufhin auch wie-
der abgeschafft wurde. Auch wenn 
der Boykott in den 70ern nur schwer 
mit der aktuellen Boykottkampagne 
vergleichbar ist, da damals das er-

klärte politische Ziel die Öffnung der 
Bildung für sozial schlechter gestellte 
Schichten war, kann doch an diesen 
Erfolg angeknüpft werden.
Mensch stelle sich mal vor, ein drit-
tel oder ein viertel der Studierenden 
einer Hochschule oder sogar eines 
Bundeslandes boykottieren die neu 
eingeführten Studiengebühren. Dann 
wird sich kein Prä-

s i d i u m trauen, so 
viele Studierende gleich zu exmatri-
kulieren, abgesehen davon, dass die 
Verwaltung allein mit dem Verschi-
cken der ganzen Mahnungen total 
überfordert sein wird. Die Studieren-
den haben dann eine reale Chance, 
dass ihre Forderung, die Aussetzung 
der Gebührenerhebung, erfüllt wird. 
Dann muss die Frage von Studien-
gebühren politisch neu diskutiert 
werden und die studentischen Argu-

mente können einer breiten Öffent-
lichkeit dargelegt werden. Wichtig 
wird dabei die Vermittlung der stu-
dentischen Positionen sein, dass die-
se nicht allein für eine gebührenfreie 
Hochschule kämpfen, sondern dass 
Studiengebühren als ein Teil der ne-
oliberalen Umstrukturierungen in der 
ganzen Gesellschaft gesehen und 
eingeordnet werden.
So reihen sich Studiengebühren in 
eine Politik der zunehmenden Indi-

vidualisierung von Kosten und Ri-
siken ein, wie sie in weiten Tei-

len des öffentlichen Lebens 
stattfindet. Die Abwälzung, 

d.h. Privatisierung, der Ko-
sten eines Studiums auf 
die Studierenden selbst 
fügt sich in die Priva-
tisierung der Kosten 
für andere öffentliche 
Einrichtungen ein, 
seien es öffentliche 
Verkehrsmittel, die 
Wasser- und Gesund-
heitsversorgung oder 

eben – Bildung. Studi-
engebühren sind genau 

so falsch und abzulehnen 
wie KiTaGebühren, Schul-

geld, Praxisgebühren oder 
auch die Meisterpauschale. 

Bei einem erfolgreich durchgeführten 
Boykott würden ein Zeichen gesetzt 
werden, würde eine neue Perspekti-
ve auch für andere Gruppen erschlos-
sen, – eine gelungene Verweigerung 
stünde als Zeichen für andere Grup-
pen, dass es möglich ist, erfolgreich 
zum Widerstand zu mobilisieren und 
bereits beschlossene Gesetze wie-
der rückgängig zu machen. 
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Gewalt erzeugt Gegengewalt – 
ein unruhiger Sommer in Hessen

PolizistInnen bei Autobahnbesetzung in Frankfurt

Was genau ist eigentlich im ver-
gangenen Semester in Hessen pas-
siert? Wie konnte es zu Schlagzei-
len in überregionalen 
Tageszeitungen, wie 
„Wütende Studenten 
überfallen Minister“, „Mit 
Steinen, Flaschen, Kra-
chern! Studenten griffen 
Polizei an“, „Studenten, 
macht uns nicht die 
WM kaputt“ kommen? 
Sind die Studierenden 
in Hessen alles Chao-
ten und Krawallmache-
rInnen?

Lassen wir den ver-
gangenen Sommer 
doch mal Revue pas-
sieren. Innerhalb von 
etwa drei Monaten sind  
in Hessen über 100.000 
Menschen auf die Stra-
ße gegangen, um sich 
gegen die Einführung 
von Studiengebühren, 
das neue „Unterrichtsgarantie plus“ 
-Gesetz und prekäre Arbeitsverhält-
nisse zu wehren. Die Demonstrati-
onen blieben weitestgehend fried-
lich, immer wieder wurde aber über 
„Ausschreitungen“ oder „Randale“ 
berichtet. Die Berichterstattung der 
Medien in den vergangenen Mona-
ten ist voll von solchen Definitionen. 
Dabei ist die Berichterstattung meist 
recht einseitig und friedliche Prote-
stierende werden immer wieder zu 
gewaltbereiten Linksextremen de-
gradiert. Da lohnt es sich, mal einen 
genauen Blick auf die Ereignisse 
der letzten Monate in Hessen zu 
werfen. 

Los ging es zunächst mit Vollver-
sammlungen, auf denen auf die 
prekäre Lage des Bildungssystems 
und den Verfassungsbruch der 
hessischen Landesregierung auf-

merksam gemacht wurde. In deren 
Anschluss ließen die Studierenden 
meist noch spontane Demonstra-

tionen folgen. So kam es zu einer 
befristeten und friedlichen Auto-
bahnbesetzung in Marburg, was ein 
starkes Medieninteresse nach sich 
zog. Erstmals fiel der Begriff  „Mar-
burger Schule“, und Schule machte 
diese Besetzung allemal. In Frank-
furt gab es nach der ersten Vollver-
sammlung eine friedliche Demons-
tration in die Innenstadt bis sich vor 
dem Rathaus (Römer) ein Schüler 
erlaubte mit Weintrauben in die 
Richtung der Polizei zu werfen. Die 
BeamtInnen griffen sofort brutal zu 
und nahmen den völlig aufgelösten 
Minderjährigen mit Gewalt fest. Da-
raufhin folgten Rangeleien und die 
üblichen Befreiungsaufforderungen 
seitens der DemonstrantInnen, 
die dieses gewalttätige Vorgehen 
gegen den Schüler nicht verste-
hen konnten. Die Polizei allerdings 
wusste sich nicht besser zu helfen, 

als ihr Anliegen mit dem massen-
haften Einsatz von Pfefferspray und 
Schlagstöcken durchzusetzen. 

In den folgenden 
Wochen kam es 
immer wieder 
zu Auseinan-
d e r s e t z u n g e n 
am Rande von 
D e m o n s t r a t i -
onen. Die Lan-
d e s r e g i e r u n g , 
U n t e r n e h m e r -
verbände, so-
wie Polizeipräsi-
denten sorgten 
mit ihren dis-
kr imin ierenden 
und arroganten 
Äußerungen im-
mer wieder für 
Unmut in der neu 
e n t s t a n d e n e n 
Bewegung. So 
würde, laut dem 
Wissenschafts-

minister Corts, schließlich „das Par-
lament, und nicht die Straße“ ent-
scheiden. Doch bei bloßen Worten 
blieb es nicht. Auf Angebote, zu Po-
diumsdiskussionen zu erscheinen, 
ließen sich die verantwortlichen Po-
litikerInnen aus angeblichen Sicher-
heitsgründen gar nicht erst ein. Erst 
durch ständige Hinweise seitens der 
Studierenden auf das Desinteresse 
der Politik gelang es ganz vereinzelt 
Veranstaltungen zu der geplanten 
Einführung von Studiengebühren 
tatsächlich mit CDU-PolitikerInnen 
zu besetzen. Meist mussten aller-
dings irgendwelche Studierende 
vom RCDS (Ring christlich demo-
kratischer Studierender) oder von 
der Jungen Union herhalten. Einer 
Einladung an Corts vom ABS folgte 
noch nicht einmal eine Antwort. 
Dagegen wurde von der Vereinigung 
hessischer Unternehmensverbände 
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(vhu) geäußert, dass
„die Studierenden hierbei nicht über 
den engen Tellerrand ihres kleinen 
Eigeninteresses hinaussähen, sei 
schon ein geistiges Armutszeugnis 
für Personen, die zur künftigen Elite 
gehören wollten und disqualifiziere 
die „Protestierenden“ für spätere 
Führungspositionen.“ Die Protestie-
renden fühlten sich zunehmend im 
Stich gelassen und gewannen im-
mer mehr das Gefühl von den Ver-
antwortlichen in eine „linksextreme“ 
Ecke gedrängt zu werden, mit der 
sie doch eigentlich nicht viel zu tun 
hatten. 

Die Wut nahm zu. Hinzu kam auch 
die recht schnelle Einsicht, dass rei-
ne Latschdemos, symbolische Akti-
onen oder auch kreativer Protest 
eben nichts bringen. Selbst eine 
Demo mit 50.000 TeilnehmerInnen 
vorm Landtag hatte 2003 überhaupt 
gar keine Auswirkungen auf die 

Einführung der Langzeit-, Zweitstu-
diumsgebühren und Verwaltungs-
kostenbeiträge gehabt. Damals 
gab es monatelange Streiks und 
eine hohe Beteiligung an den Pro-
testen, nur wurden sie von Politik 
und Presse einfach nicht ernst ge-
nommen. Dieses mal wurde über 
studentische Anliegen berichtet, 
wenn auch oft übertrieben und sen-
sationsgeil. Die Polizeirepressionen 
und Berichterstattungen sorgten 
für eine Abnahme der Demonstra-
tionsteilnehmerInnen, zu viele wur-
den bei ihren friedlichen Versuchen 
Wirtschaftswege wie Autobahnen 
und Bahnschienen zu blockieren, 
festgenommen und mit Vorwürfen 
konfrontiert wie Körperverletzung, 
Landfriedensbruch, Widerstand 
gegen die Staatsgewalt, Nötigung, 
Sachbeschädigung usw. Alleine der 
AK Recht an der Uni Frankfurt zähl-
te über 500 Festnahmen. 

Allerdings nahm mit zunehmender 
Repression und Erfahrung auch die 
Bereitschaft zu, sich nicht unterkrie-
gen lassen zu wollen. Dabei halfen 
vor allem Unterstützungs- und Soli-
daritätserklärungen verschiedenster 
Organisationen, sowie die Ausdeh-
nung der Proteste auf SchülerInnen, 
Erwerbslose, Hochschulangehörige, 
Gewerkschaften, AusländerInnenor-
ganisationen und viele andere. Die 
Studierendenvertretungen standen 
immer auf der Seite der Protestie-
renden und waren fast überall mit 
in der ersten Reihe dabei. Die Ver-
suche der Landesregierung, Polizei 
und Presse die Proteste zu spalten 
und zwischen friedlichen und ge-
walttätigen DemonstrantInnen zu 
differenzieren schlugen fehl, weil die 
AnsprechpartnerInnen für die Pres-
se eben nicht in deren Fallen liefen 
und immer Verständnis für die Wut 
der AktivistInnen zeigten, sowie die 
wahren Schuldigen verifizierten: Die 

Arroganz der Macht. Vorreiterin 
für die Solidarität untereinander 
war immer wieder Lena Beh-
rendes, AStA-Vorsitzende aus 
Marburg, mit Zitaten wie: „Wir 
müssen Regeln brechen, damit 
man uns hört“, oder auch „mit 
der Blockade waren wir auf allen 
Titelseiten. Um das zu erreichen 
muss man manchmal auch ille-
gale Sachen machen.“ Solche 
Aussagen machten der Bewe-
gung Mut, weiterhin Widerstand 
zu leisten gegen eine unsoziale 
Bildungs- und Sozialpolitik. 

Dabei tauchte immer wieder die 
Frage nach der Ausübung von 
Gewalt auf. Die Polizei argu-
mentierte, sie müsse bei Sach-
beschädigung, also der Ausü-
bung von Gewalt gegen Sachen, 
zugreifen und die Verdächtigen 
festnehmen. Dies rechtfertige 
automatisch Gewaltanwendung 

Protestkultur

Räumung der Autobahn durch die Polizei
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gegen im Weg stehende Demons-
trantInnen oder auch friedliche Par-
tybesucherInnen. In Interviews mit 
StudierendenvertreterInnen ging 
es fast nur um angeblich gewalttä-
tige DemonstrantInnen, die Inhalte 
der Bewegung oder die ausgeübte 
Polizeigewalt waren meistens  nur 
von sekundärem Interesse. Doch 
wenn man sich die Frage mal ge-
nauer anschaut, weiß man von wem 
die Gewalt ausging und immer noch 
ausgeht. Das Wort Gewalt hat sei-
nen Ursprung in den Worten walten 
bzw. waltan, was so viel bedeutet 
wie stark sein bzw. Beherrschen. 
Ursprünglich bezeichnete dieses 
Wort das Vermögen eine Handlung 
durchzuführen, ohne ein Urteil über 
die Rechtmäßigkeit der Handlung 
zu fällen. Eine der am Häufigsten 
anzutreffenden Definitionen von 
Gewalt ist: Anwendung von phy-
sischem oder psychischem Zwang 
gegenüber Menschen. 
Das klingt alles sehr nach einer 
desinteressierten Politik, die Gewalt 
über ihre Untergebenen ausübt und 
diese mit aller Macht durchsetzt. 
Bei Widerstand ist dazu natürlich 
auch die Durchsetzung von phy-
sischer Gewalt vonnöten. Schon 
seit der Zeit der Aufklärung ist je-
dem Menschen ein Widerstandrecht 
zugestanden worden, zumindest in 
der Theorie. Demnach hat ein jeder 
Mensch die Befugnis und auch die 
Pflicht, InhaberInnen der Staats-
macht den Gehorsam zu verweigern 
oder mit Gewalt gegen sie vorzuge-
hen, wenn sie ihre Regierungsämter 
grob missbräuchlich ausüben. Eine 
solche „Tyrannensituation“ sehen 
viele nicht nur in Hessen gegeben. 
Stichworte wie „Gegen die Reformen 
gegen uns“ oder „Das geht nur ganz 
anders“ lassen erahnen in welche 
Richtung sich der Widerstand in 
Zukunft entwickeln wird. Wenn die 
Politik nicht endlich wieder begreift, 
dass sie für die Menschen und nicht 
für die kapitalistische Verwertungs-
logik von Unternehmen gewählt 
wurde, wird sie dies auch zu spüren 
bekommen. Wenn diese Unterdrü-
ckung von Seiten einer arroganten 
und vor allem ignoranten Elite nicht 
aufhört, werden nicht nur die Töne 
schärfer, sondern auch die Mittel. 
Dann wird diesem System bald die 

Unterstützung untersagt und der zi-
vile Ungehorsam ausgerufen. 

Abschließend ein Zitat aus der Re-
solution, die ohne Gegenstimme 
auf einer gemeinsamen Vollver-
sammlung aller Frankfurter Hoch-
schulen unter tosendem Applaus 
am 31. Mai 2006 verabschiedet 
wurde: „Wir fordern also die Beam-
tinnen und Beamten auf, sich von 
den Gewalttätern in den eigenen 
Reihen zu distanzieren. Gegen die 
Zerstörung unserer Lebensperspek-
tiven werden wir uns jedenfalls auch 
weiterhin aktiv zur Wehr setzen. Wir 
fordern eine faire Berichterstattung 
darüber!“

Wir hören erst mit dem Scheiß auf, 
wenn der Scheiß aufhört!

Für Solidarität und freie Bildung,

Amin Benaissa
(AStA-Vorsitzender Uni Frankfurt)

Protestkultur
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Bezahlen oder nicht?
Die KontrASt-Umfrage

Die ersten haben gezahlt, alle anderen sind ab Februar dran und die 
Vorbereitungen zur Durchführung des Studiengebührenboykotts sind 
abgeschlossen: Grund genug, einmal nachzufragen, wie Meinungen der 
Studierenden an der Universität Hannover zur Einführung der Studien-
gebühren, deren Folgen und dem Boykott aussieht.

KontrASt: Was hältst du von der Ein-
führung von Studiengebühren?
Marina: Ich sehe das negativ, vor 
allem dass in jedem Bundesland das 
unterschiedlich gehandhabt wird. Ei-
nige sind davon betroffen und einige 

nicht. Ich bin zwar davon befreit, aber 
mir tun die anderen leid, die bezahlen 
müssen.

KontrASt: Was für Vor- oder Nach-
teile haben Studiengebühren?
Marina: Ein Nachteil ist, dass Be-
gabte, die die nötigen Finanzen nicht 
haben und auch nicht befreit sind, auf 
ein Studium verzichten müssen und 
dann vielleicht eine viel schlechtere 
Zukunft haben.

KontrASt: Glaubst du, es könnte sich 
auch etwas durch Studiengebühren 
verbessern?
Marina: Eher langfristig, weil mittelfri-
stig die Universität nicht ausgebaut, 
der Bestand der Bibliotheken nicht 
aufgestockt werden kann. Kurz- und 
mittelfristig sicherlich nicht, aber lang-

fristig mag das der Fall sein.

KontrASt: Hast du schon was vom 
Studiengebührenboykott gehört?
Marina: Ja. Am Anfang des Seme-
sters, aber weil ich nicht direkt be-
troffen bin habe ich mich nicht weiter 
informiert.

KontrASt: Meinst du der Studienge-
bührenboykott könnte Erfolg haben?
Marina: Mmh. Also, ich würde die-
ser Initiative vielleicht 50% Erfolgs-
aussicht zuschreiben. Als die Ärzte 
gestreikt haben hat das ganze schon 
lang gedauert, obwohl die Gesund-
heit der Menschen betroffen war. Ich 
glaube Studiengebühren betreffen 
noch weniger.

Marina/ Betriebswirtschaftslehre

Kontrast: Was hältst Du von Stu-
diengebühren?
Natalia: Ich find die schon nicht 
schlecht, weil sich ja auch was ver-
bessern würden. Wenn zum Bei-
spiel größere Räume angeboten 
werden könnten, damit man nicht 
mehr mit 100 Leuten in einem für 
50 ausgelegten Raum auf dem 
Fußboden sitzen muss.

Kontrast: Glaubst du das eine Ver-
besserung der Lehre an den Hoch-
schule nur über Studiengebühren 
zu erreichen ist?
Natalia: Wenn genügend zusätz-
liche Lehrkräfte da wären, die von 
den Studiengebühren bezahlt wer-
den könnten, könnte man mehr 
Veranstaltungen anbieten, viel-

leicht auch später am Abend.
Kontrast: Glaubst du, das Studi-
engebühren auch Nachteile haben 
können?
Natalia: Ja, natürlich. Wenn man 
die Studiengebühren nicht mehr 
bezahlen kann, kann man nicht 
mehr studieren. Es wird dann et-
was selektiert, so dass Menschen, 
die die Gebühren bezahlen können, 
studieren können und andere nicht 
mehr. Es gibt natürlich diese Darle-
hen, die man in Anspruch nehmen 
kann, aber wenn man bedenkt, 
dass man die später zurückzahlen 
muss... Das ist schon heftig.

Kontrast: Hast du schon was vom 
Studiengebührenboykott gehört?
Natalia: Ich habe da bisher nur 
Gerüchte gehört. Unser Dekan hat 
uns aber geraten, lieber direkt an 
die Uni zu zahlen, damit man spä-

ter keine Probleme hat. Wer weiß, 
was da mit dem Geld passiert.
Kontrast: Das Geld auf dem Sperr-
konto wird ja von einem Anwalt 
verwaltet. Würdest du mitmachen, 
wenn alles sicher wäre?
Natalia: Nee, ich glaube nicht. Ich 
bezahle einfach die Gebühren und 
studiere zu Ende. Ich habe nicht 
mehr so viele Semester vor mir 
und bin bald fertig. Für die, die jetzt 
angefangen haben zu studieren, 
für die lohnt sich das wohl eher. 
Für uns lohnt sich das eigentlich 
nicht.

Kontrast: Musst du jetzt einen 
Kredit aufnehmen um weiter stu-
dieren zu können?
Natalia: Nee, ich habe zum Glück 
meine Eltern, die zwar nicht ver-
mögend sind, aber mich finanziell 
für das Studium unterstützen.

Nathalie/ Wirtschaftswissenschaften

kontrast-umfrage
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Kontrast: Was hältst du von Studi-
engebühren?
Heiderose:  Studiengebühren fin-
de ich sehr schlecht, weil sie ei-
gentlich nur dazu da sind, um Stu-
denten heraus zu selektieren. 

Kontrast: Was für Folgen von Stu-
diengebühren siehst Du?
Heiderose: Ich denke, dass Kin-
der ärmerer Eltern nicht mehr stu-
dieren können und es zu einer Eli-
tenbildung kommt. 

Kontrast: Hast Du was vom Studi-
engebührenboykott gehört?
Heiderose: Ja, da bin ich auch ak-
tiv dabei. Ich denke das kann Erfolg 
haben. Ich bin dabei, wie gesagt. 

Kontrast: Was hältst du von Studi-
engebühren?
Samuel: Studiengebühren find ich 
scheiße, sag ich mal so ganz pole-
misch. Ich hab absolut was dagegen. 
Ich bin der Meinung, dass Bildung 
ein Grundrecht für alle Menschen ist 
und umsonst sein sollte. Natürlich 

muss dafür schon irgendwie bezahlt 
werden, aber ich bin der Meinung, 
dass der Staat dafür aufkommen 
sollte und auf keinen Fall die Studie-
renden selber. 

Kontrast: Was für Nachteile siehst 
du in der Einführung von Studienge-
bühren?
Samuel: Für Leute, die sich das 
Studium eh schon leisten können, 
und nicht nebenbei arbeiten müssen 
wird sich durch Studiengebühren 
nicht viel ändern. Die Leute, die 
davon letztendlich einen Schaden 
davontragen, sind diejenigen, die 
neben dem Studium noch arbeiten 
müssen und dadurch durch die 500 
Euro pro Semester eine enorme Zu-
satzbelastung zu bewältigen haben. 
Sie müssen sehen, wie sie ihr Studi-
um in der Regelstudienzeit durchbo-
xen und auf der anderen Seite noch 

für den Lebensunterhalt und die Stu-
diengebühren aufkommen.

Kontrast: Hast Du schon mal was 
vom Studiengebührenboykott ge-
hört?
Samuel: Ja, habe ich schon gehört. 
Ich weiß, dass es da den Plan gibt, 
dass ganze über ein Treuhandkonto 
laufen zu lassen. Ich habe mir auch 
schon die Broschüre angekuckt und 
halte das für eine gute Idee. Ich 
weiß aber nicht, ob man die dafür 
erforderlichen 25% zusammenbe-
kommen wird. Würde ich aber sehr 
begrüßen. Ich mache da erstmal mit. 
Ich denke aber schon, dass die Leu-
te relativ schnell wieder abspringen, 
wenn sich die Unileitung sperrt, weil 
jeder ja in erster Linie sein eigenes 
Studium als Ziel vor Augen hat.

Samuel/ Soziologie, Poltikwissenschaft, 
Germanistik

KontrASt: Was hältst du von Studi-
engebühren?
Nils: Studiengebühren prinzipiell 
finde ich jetzt gar nicht so verkehrt, 
wenn das Geld bei uns landet. Denn 
gerade im Anfängerpraktikum habe 
ich gesehen, dass da doch ziemlich 
Kohle fehlt, die Geräte sind sehr alt. 
Dennoch glaube ich, dass 500 Euro 
viel zu viel sind und ich glaube nicht,  
dass das ganze Geld an die Universi-
täten geht und denke deshalb, dass 
es so, wie es gemacht wird, keine 
gute Sache ist. In anderen Ländern 
ist es auch so. Ist natürlich auch ein 
Grund für die Einführung von Studi-
engebühren, man passt sich dem an, 

aber ich glaube nicht, dass das der 
richtige Weg ist. Ich merke es an mir. 
Ich bin nebenbei hauptsächlich am 
Arbeiten, damit ich jetzt schon über-
haupt meine Lebenshaltungskosten 
decken kann und das wird halt noch 
verschärft durch Studiengebühren 
und deshalb habe ich dann weniger 
Zeit für die Uni.

KontrASt: Hast du schon etwas vom 
Studiengebührenboykott gehört?
Nils: Meinst du die Demonstrati-
onen?
KontrASt: Es geht um die Aktion, die 
Studiengebühren an ein Treuhand-
konto statt an die Uni zu überweisen.

Nils: Nein, habe ich noch nicht.

Nils/ Physik

Heiderose/ Gartenbauwissenschaften
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KontrASt: Was haltet ihr von Stu-
diengebühren?
Julian: Grundsätzlich muss ich 
sagen, dass ich dagegen bin. Al-
lerdings glaube ich nicht, dass Pro-
testaktionen momentan noch was 
bringen, weil die Sache für mich 
durch ist und da nichts mehr geän-
dert werden wird.

Martin: Ja, grundsätzlich muss 
ich sagen, bin ich dafür, sofern sie 
für die Verbesserung der Lehre 
verwendet werden und nicht zur 
Deckung anderer Kosten. Wenn 
die Deckung anderer Kosten den 
Hauptteil der Kosten auffrisst, bin 
ich dagegen.

Tobias: Prinzipiell halte ich davon 
wenig, weil es vor allem eine Ko-
stenfrage ist, die 500 Euro pro Se-
mester aufzubringen. Es ist nicht 
unbedingt leicht für Leute, die sich 
das Studium selbst finanzieren 
müssen

KontrASt: Was für Folgen werden 
Studiengebühren haben?
Julian: Ich hoffe mal positive Fol-
gen für uns Studenten, dadurch 

dass Lehrmaterial verbessert wird  
oder die Einrichtungen von Hörsä-
len zum Beispiel. Sicherlich wer-
den sich einige Studenten vorm 
Studium überlegen, ob sie studie-
ren gehen, weil es durch Studien-
gebühren dann schon relativ teuer 
wird und sich das nicht jeder leisten 
kann und sich auch nicht verschul-
den möchte.

Martin: Ja, sicherlich wird es für 
viele schwieriger ein Studium über-
haupt anzufangen. Es ist ja schon 
erwiesen dadurch, dass die Lehr-
stellen stärker von Abiturienten 
beansprucht werden, wodurch zu 
erkennen ist, dass sich viele Leu-
te gegen ein Studium entschieden 
haben.

Tobias: Prinzipiell halte ich davon 
wenig, weil es vor allem eine Ko-
stenfrage ist, die 500 Euro pro Se-
mester aufzubringen. Es ist nicht 
unbedingt leicht für Leute, die sich 
das Studium selbst finanzieren 
müssen

KontrASt: Glaubst du, 
Studiengebühren können auch 

etwas bringen?
Tobias: Wenn überhaupt 
hoffe ich, dass sie für 
die Verbesserung der 
allgemeinen Zustände in 
der Uni genutzt werden: 
bessere Ausstattung der 
Hörsäle, etc. oder auch 
mal ab und zu irgendwel-
che Lehrmittel zur Verfü-
gung gestellt werden.

KontrASt: Habt ihr schon 
was vom Studiengebüh-
renboykott gehört?
Julian: Ja, gehört habe 
ich davon schon. Aber 
wie bereits erwähnt, 
denke ich nicht, dass es 
was bringen wird, aber 
versuchen kann man es 
ja mal.

Martin: Ja, gehört habe 
ich schon  davon, aber 
mich nicht detailliert in-

formiert. Ich würde nicht daran teil-
nehmen. Von der Meinung her: es 
ist okay. Aber ansonsten sollte man 
einfach zahlen und Einspruch da-
gegen einlegen, weil sie doch ver-
fassungsrechtlich nicht vereinbar 
sein sollten, so dass man auf jeden 
Fall Anspruch auf die Rückzahlung 
haben sollte.

Tobias: Also eigentlich nur gehört. 
Genauer beschäftigt habe ich mich 
noch nicht damit, aber wenn die 
große Masse sich dazu durchrin-
gen kann, zu boykottieren, kann 
es vielleicht was bringen. Anson-
sten halte ich das eher für eine Art 
Strohfeuer, wenn das nur so ein 
paar Leute mitmachen.

KontrASt: Würdet ihr am Boykott 
teilnehmen?
Julian: Nein.

Martin: Ich auch nicht.

Tobias: Müsste ich mir überlegen. 
Kommt auf die Konsequenzen und 
so an. 

kontrast-umfrage

Julian, Martin und Tobias/ Geographie
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KontrASt: Was hältst du von Stu-
diengebühren?
Andrea: Ich bin eigentlich dage-
gen. Ich finde es ungerecht, dass 
dadurch viele nicht mehr studie-
ren können, die eigentlich gerne 
studieren würden, weil sie dann 
diesen Kredit aufnehmen müssten 
und dann am Ende des Studiums 
eine Menge Schulden hätten und 
sich dann überlegen, lieber nicht 
zu studieren. Somit ist es im End-
effekt so, dass nur die studieren, 
die auch das Geld dafür haben. 
Und das finde ich ungerecht. Also 
ich finde es wäre okay, wenn man 
sagen würde, dass einige, die es 
sich nicht leisten können, davon 
ausgenommen werden von den 

Studiengebühren. Dann fände ich 
es okay.

KontrASt: Hast du schon etwas 
vom Studiengebührenboykott ge-
hört?
Andrea: Ja, habe ich schon. Ich 
habe in der Mensa einen Zettel ge-
lesen.

KontrASt: Was hältst du davon?
Andrea: Wenn das klappt, wäre 
das sicherlich eine ganz gute Sa-
che. Also, ich bin noch am Überle-
gen, ob ich da mitmache oder nicht. 
Müssten natürlich genug mitma-
chen. Ich würde mal so rumhören, 
wie viele da mitmachen würden. 
Ja, mal gucken.

Irina / Englisch, Religionswissenschaft FÜBA  und 
Sabine/ Englisch, Evangelische Theologie

Andrea/ Biologie

KontrASt: Was haltet ihr von Stu-
diengebühren?
Irina: Ja, das ist viel Geld. Was 
soll man davon halten? Ist natür-
lich schon so, dass das die Rei-
chen eher zahlen können. Aber so 
viel hab ich da auch nicht gegen. 
In Religionswissenschaft haben 
sie uns schon erzählt, dass durch 
die Studiengebühren die Bibliothek 
neue Angestellte bekommen wird, 
damit sie länger geöffnet bleiben 
kann und mehr Bücher angeschafft 
werden. Es wird ja nicht aus dem 
Fenster geschmissen, es macht 
sich ja auch keiner ein schönes Le

ben damit. Es wird halt auch ganz 
sinnvoll genutzt. Dennoch wäre 
es ganz gut, wenn man im Inter-
net eine Aufstellung sehen könnte, 
was alles damit gemacht wird. Das 
man nicht einfach nur das Geld 
zahlt und sich denkt: Ja und wo 
geht das jetzt hin?

Sabine: Ich sehe das ganze ein 
wenig zwiespältig. Auf der einen 
Seite sehe ich das total negativ, 
weil es einfach sehr viel Geld ist, 
und das einfach nicht mehr Bildung 
für alle bedeutet, sondern mehr Bil-
dung für Reiche, die es sich leisten 

können. Die anderen haben Pech 
gehabt. Aber auf der anderen Sei-
te habe ich auch schon mit vielen 
gesprochen, die einfach nur so vor 
sich hin studieren und ihre Chancen 
gar nicht wirklich nutzen und das 
würde durch die Studiengebühren 
natürlich ein bisschen reduziert 
werden, weil man sich dann wirk-
lich überlegt, ob man dieses Fach 
wirklich studieren will und nicht nur 
irgendein Larifari-Studium hinlegt 
und daran gar nicht wirklich inte-
ressiert ist.

KontrASt: Habt ihr schon etwas 
vom Studiengebührenboykott ge-
hört?
Irina: Ja. Ehrlich gesagt halte 
ich davon nicht viel, weil ich dem 
Ganzen nicht so vertraue. Ich bin 
jetzt auch erst im ersten Semester 
und das Überweisen des Geldes 
ist ja auch die Bestätigung, dass 
man weiter studiert und wenn der 
AStA das erst später überweist, 
sagt die Uni: Ja, Pech gehabt, ihr 
habt das Geld nicht überwiesen. 
Der AStA hat sich zwar was Tolles 
überlegt, aber Pech. Freuen sich 
andere über die Plätze.
Ich meine, da gibt es zwar be-
stimmt irgendeine Lösung für, aber 
die kenne ich wiederum nicht.

Sabine: Ja, ich hab mir dieses 
kleine Prospekt durch gelesen. Ich 
werde aber nicht mitmachen, weil 
Angst habe, dass mir mein Studi-
enplatz dann nicht mehr sicher ist.
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Katja/ Gartenbauwissenschaften

Kontrast: Was hältst du von Studi-
engebühren?
Katja: Ich finde Studiengebühren 
doof. Ich denke, dass weniger Leu-
te, wahrscheinlich nur noch die Rei-
chen, studieren werden. Ich glaube 
nicht, dass jetzt unbedingt sehr viel 
mehr Mittel damit der Uni zugute 
kommen. 

Kontrast: Was, glaubst Du, was 
sich durch Studiengebühren ändern 
wird? Kann sich überhaupt was än-
dern?
Katja: Im positiven Sinne? Na ja, ir-
gendwo wird das Geld sicherlich hin 
fließen, für die wird das sicherlich 

positiv sein. Ich glaube aber nicht, 
dass das im Endeffekt zum Vorteil 
der Studierenden sein wird. 

Kontrast: Hast Du was vom Studi-
engebührenboykott gehört?
Katja: Ja. Ich geh mal davon aus, 
dass ich eine der wenigen bin, die 
teilnehmen und nicht mal 10% das 
machen werden. 

Kontrast: Glaubst Du, das hat Aus-
sichten auf Erfolg?
Katja: Wenn mehrere Leute so den-
ken wie ich, dann schon!

Jens/ Sozialpsycholgie und 
Politikwissenschaft

Kontrast: Was hältst du von Studi-
engebühren?
Jens: Gar nichts. Ich halte das für ein 
reines Repressionsinstument, was 
nicht dafür geeignet ist, die Lehre zu 
verbessern sondern letztlich dafür 
verwendet wird, den Haushalt des 
Landes auszubessern. Und zusätz-
lich halte ich das Gerücht, die Stu-
diengebühren würden in irgendeiner 
Weise zu einer Verbesserung der 
Situation an der Uni führen für total 
blödsinnig, weil im Zweifelsfalle ein-
fach die Zuschüsse vom Land um 
die entsprechende Menge gekürzt 
werden. 
Kontrast: Siehst du auch persön-

liche Nachteile für Studierende?
Jens: (Lacht) Ganz erhebliche! Ich 
meine, man muss jetzt als Studi zu 
Genüge arbeiten, um sich seinen 
Lebensunterhalt finanzieren zu kön-
nen. Kommen 500 Euro dazu, kann 
man weniger studieren, weil man 
mehr arbeiten muss. Das ist voll-
kommen logisch. Und das, was da-
bei auf der Strecke bleibt, ist letztlich 
eine umfassende Bildung.   

Kontrast: Siehst du eine Lösung in 
den Kreditmodellen, die im Raum 
stehen?
Jens: Diese Kreditmodell sind in 
erster Linie abschreckend. Grade 
wenn man sich die Struktur der Leu-
te anschaut, die hier studieren. Das 
sind sowieso größtenteils Leute, die 
aus einem Elternhaus kommen, was 
entsprechende finanzielle Unterstüt-
zung leisten kann. Es ist nachgewie-
sen, dass solche Kredite Menschen 
aus schlechter begüterten Familien 
abschrecken.  

Kontrast: Hast Du was vom Studi-
engebührenboykott gehört?
Jens: Na klar! Ich weiß auch, wie 
das Ding funktioniert und muss zur 

Funktionsweise sicher nicht mehr 
viel sagen. Ich find das auch ganz in 
Ordnung soweit. Ich glaube grund-
sätzlich passiert zu wenig Aufklärung 
darüber. Die meisten Studis haben 
schon was gehört, aber trotzdem 
noch irgendwie Schiss davor. Ich 
denke es müsste mehr kontinuier-
lich darüber aufgeklärt werden. Es 
bräuchte auch eine größere Solida-
rität unter Studierenden um so was 
wirklich durchziehen zu können. 

Kontrast: Glaubst du, das könnte 
klappen?
Jens: Ja, das wird man sehen. Es 
klappt natürlich nur dann, wenn eine 
entsprechende Menge an Studieren-
den sich daran beteiligt, was absolut 
wünschenswert wäre- aber dazu 
muss auch ein bestimmtes Bewusst-
sein gehören, welches sich von der 
Kundenmentalität, die ja gefordert 
und gewünscht ist, sehr unterschei-
den müsste. 

Kontrast: Würdest Du da mitma-
chen?
Jens: Ja, auf jeden Fall. 

kontrast-umfrage
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Midterm Elections 2006 oder Erlebnis Briefwahl

(bw) Alle vier Jahre finden in den 
Vereinigten Staaten von Amerika die 
so genannten Midterm Elections statt. 
Der Name der Wahlen hat mit ihrer 
Lage in der Mitte der Amtsperiode des 
Präsidenten zu tun, welcher folglich 
nicht zur Wahl steht. Gewählt werden 
das komplette Repräsentantenhaus, 
ein Drittel des Senats, sowie 30 der 
50 Gouverneure. Die Wahl bietet 
also die Möglichkeit, die 
Mehrheitsverhältnisse im 
Kongress zu ändern, um 
den Präsidenten, oder die 
Mehrheitspartei für ihre 
Politik abzustrafen.

Voting Abroad

Als in Deutschland 
geborener und wohnender 
Amerikaner muss man sich 
vor allem in den Jahren 
seit 2001 einiges an Kritik 
anhören. Wenn man dann 
zusätzlich noch eher eine 
linke politische Einstellung 
hat, wird es schier unmöglich 
die Politik von Bush und 
seiner neoliberalen newborn 
Christian-Verbündeten zu 
ignorieren. Bleiben einem also zwei 
Möglichkeiten: Erstens als Mujihadin 
in den Irak ziehen um an Bushs Fall 
direkt mitzuwirken, oder sich für die 
Wahlen in den USA zu registrieren— 
eine art Infiltration sozusagen.
	 Da ich die Idee von 
Extremtemperaturen und Wüstensand, 
sowie einen möglichen Aufenthalt 
in Guantanamo Bay nicht wirklich 
bestechend finde und sowieso nicht 
viel auf Religion und Heiligen Krieg 
halte, fiel die Entscheidung für die 
Demokratie nicht sonderlich schwer. 
Nur wie wählt man in einem Land, 
in dem man nicht wohnt und auch 
noch nie gewohnt hat—  ja nur einige 
Wochen überhaupt dort verbracht hat 
um Verwandte zu besuchen?
Wie es sich herausstellte, ist das 
ganze super einfach: Über eine 
Onlineregistrierung bei der Overseas 
Voting Foundation, einer NGO 
(Nichtstaatliche Organisation), 
die es sich zum Ziel gemacht hat 
möglichst allen im Ausland lebenden 

AmerikanerInnen die Möglichkeit zu 
geben zu wählen. Nach der Angabe 
der Ausweisnummer und, wie in 
meinem Fall, dem letzten Wohnort 
meines Vaters, wird der Wahlzettel 
aus den USA hergeschickt. Auf diese 
Weise bin ich seit 2004 in Washington 
State als Wähler registriert.
Die Präsidentschaftswahl 2004 ging 
bekanntlich ziemlich in die Hose und 

der Fakt, das Washington traditionell 
eher  demokratisch ist, hat meine 
Stimme praktisch wertlos gemacht, 
da die Entscheidungen in den 
umkämpften Staaten wie Florida oder 
Ohio gefallen sind.
Erst im November 2006 sollte sich die 
nächste Möglichkeit bieten. 

Midterm Elections

Die diesjährigen Midterm Elections 
schienen schon im Vorfeld auf einen 
Sieg der Demokraten hinauszulaufen, 
die so zum ersten Mal die Mehrheit im 
Kongress seit 1994 zurückgewinnen 
würden. Nicht nur die sich häufenden 
Skandale republikanischer 
PolitikerInnen, angefangen mit 
Tom Delays kurruptions bedingtem 
Rücktritt bis zu dem Sexskandal um 
Congressman Mark Foley in den 
letzten Wochen vor der Wahl, wiesen 
darauf hin. Auch die schlechten 
Umfrageergebnisse bezüglich der 
Irakpolitik von Präsident Bush, dem 
endlich seine Lügen im Vorfeld der 

Invasion, sowie die dämlichen Fehler 
des Verteidigungsministeriums um die 
Ohren flogen, warfen ein schlechtes 
Licht  auf die Wiederwahlchancen der 
konservativen Mehrheit im Kongress. 
Diese lagen zuletzt bei knapp über 40% 
(Gallup http://www.gallup.com/). So 
war es auch kaum eine Überraschung, 
als dann ziemlich schnell feststand, 
dass die Demokraten sowohl das 

Repräsentantenhaus, als 
auch den Senat für sich 
entschieden hatten. Im Haus 
stellen sie künftig 228 zu 192 
Sitzen der Republikaner, 
während sie die Mehrheit 
im Senat knapp mit nur zwei 
Sitzen mit 51 zu 49 Sitzen 
halten.

Wählen will gelernt sein

In Washington State wurden 
sowohl für den Senat als auch 
für das Repräsentantenhaus 
gewählt. Zudem wurde 
auf Bundesebene über 
fünf Referenden und die 
RepräsentantInnen im 
Kongress des Bundesstaates 

Washington entschieden, sowie über 
regionale politische wie richterliche 
Positionen.
Alles in allem äußerte sich die Fülle 
an Ämtern, die zur Wahl standen, 
als ein doppelseitig bedruckter 
Wahlzettel, der etwa anderthalb A4 
Seiten hoch war— auf den ersten 
Blick eine unglaubliche Liste von 
Wahlentscheidungen!
Die Ämter und Referenden sind nach 
ihrer Bedeutung angeordnet— also 
erst Senat und Repräsentantenhaus 
und dann die Referenden, die den 
Bundesstaat Washington betreffen. 
Danach folgen die Ämter für den 
Bundesstaat, gefolgt von Referenden 
und Ämtern für die Stadt Seattle und 
zuletzt für meinen Wahlbezirk in King 
County. Das sind eine Menge von 
Ovalen zum ausmahlen! 
Auch wenn die USA meistens als zwei 
Parteienstaat bezeichnet werden, stellt 
sich das wählen doch nicht als einfach 
heraus. Es gibt nicht nur eine Fülle von 
Parteien, wie Libertarians, Greens, 
um die bedeutenderen zu nennen, 

Dahin rieselt die republikanische Mehrheit
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Wahlerlebnis USa

sondern auch KandidatInnen, die als 
Unabhängige antreten. Natürlich ist 
die Bedeutung der anderen Parteien 
ziemlich gering und bis 2004 Ralph 
Nader vorgeworfen wurde, er habe 
Al Gore die entscheidenden Stimmen 
geklaut, hat man hier zu Lande auch 
zu Recht nicht viel von ihnen gehört. 
Trotz dieser eher untergeordneten 
Rolle sind diese dritten Parteinen 
jedoch nicht unbedeutend.
Um sich durch diese grundlegend 
verwirrende Fülle aus Ämtern, 
Referenden und Parteien 
durchzuwühlen, bekommen 
WählerInnen ein 117 Seiten dickes 
Heftchen zugesandt. Im diesem 
erhält jede/r KandidatIn eine Chance 
zu erläutern, warum gerade er oder 
sie das jeweilige Amt bekleiden sollte. 
Zudem werden für alle Referenden 
die Vor- und Nachteile dargestellt. 
Nach der Erleuchtung kann nun dem 
BürgerInnenrecht nachgegangen 
werden, indem Ovale bis zum Krampf 
hin ausgemalt werden. Dann den 
Wahlzettel in den Sicherheitsumschlag 
stecken, in den oben der Wahlzettel 
reinkommt und der dann unten von 
den Wahlhelfern zur Auszählung wird 
geöffnet. Aber erst unterschreiben 
und die Unterschrift unter der 
Sicherheitslasche verstecken. Stellt 
sich die Frage, wie im Wahllokal die 
Überprüfung der Unterschrift von 

der Auszählung getrennt wird, aber 
immerhin: es ist eine nette Geste.
Nun noch abschicken und auf die 
nächste Wahl warten.
 
Midterm Elections und alles bleibt 
wie zuvor?

Nach sechs Jahren praktisch 
uneingeschränkter Herrschaft, in 
denen George W. Bush am Parlament, 
das fast alle seine Gesetze nur 
abnickte, vorbeiregieren konnte, 
haben sich die Mehrheitsverhältnisse 
endlich geändert und die beinahe 
schon tot geahnten Demokraten sind 
jetzt in der Pflicht, alles was in Amerika 
in den letzten Jahren schief gelaufen 
ist, zu ändern.
Jetzt, da sie verdutzt feststellen 
mussten, dass sie noch Leben,  
müssen sie nur noch merken, dass 
sie etwas verändern können.
Ob dies tatsächlich der Fall sein sollte 
wird sich zeigen, nachdem sich die 
Freude um den Wahlsieg gelegt hat. 
Allerdings ist interessant, dass sich 
der Ton, mit dem der Präsident die 
Demokraten anspricht von einem 
Tag auf den nächsten geändert hat: 
Von Verachtung für die Quit-and-
Runners zu einem einschleimenden 
umschmeicheln. Außerdem ist 
Verteidigungsminister Donald 
Rumsfeld, der schon lange vor der 

Wahl eigentlich als unhaltbar galt, 
schon kurz nach der Wahl , was somit 
als ein erstes Zugeständnis an die 
Demokraten gewertet werden kann. 
Interessant wie schnell sich manche 
Dinge ändern.

Fazit

Auf den Erdrutschsieg der 
Demokraten hatte ich letztlich keinen 
großen Einfluss. Obwohl ich durchaus 
diesen Sieg als Erfolg bewerte, der 
für die Zukunft des Landes in eine 
bessere (kann es schlimmer werden?) 
Richtung weisen kann, und mir vorher 
klar war, dass nur die Wahl eines 
Demokraten die Wahlentscheidung 
beeinflussen kann, konnte ich 
mich nicht dazu durchringen für die 
Demokraten zu stimmen. Dies lässt 
sich wohl darauf zurückführen, dass 
die demokratischen KandidatInnen 
zu meist eher konservativ sind 
um mit den RepublikanerInnen 
mithalten zu können. Dies spiegelt die 
insgesamt seit den Achtzigern eher 
konservative Gesellschaft wider. Die 
KandidatInnen der kleineren Parteien 
waren mir einfach sympathischer 
und ihre politischen Standpunkte 
radikaler. Ausschlaggebend für 
meine Wahlentscheidung war zudem, 
dass es fast sicher war, dass die 
Demokraten siegen würden, meine 

The Midterm Midtacular
Wer hat die Wahl für die Demokraten gewonnen? Interessanter Weise schei-
nen sich, die sonst so zerstrittenen, amerikanischen Medien diesmal relativ 
einig zu sein, dass die Demokraten selber nicht der ausschlaggebende Faktor 
waren. Für die Wahl war die deutlich überdurchschnittliche Beteiligung von 
jungen Menschen, die sonst eher als wahlfaul eingeschätzt werden, sehr ent-
scheidend, da diese statistisch gesehen eher die Demokraten wählen. Dieses 
ungewöhnliche Verhalten der jungen Wähler wird oft zwei politischen Satire-
shows auf dem Sender Comedy Central zugeschrieben, die bei Jugendlichen 
besonders beliebt sind: The Daily Show und The Colbert Report. Beide Sen-
dungen ahmen den actionsüchtigen Stil der großen Nachrichtensender überzo-
gen nach und machen sich so über die politischen Gegebenheiten in Amerika 
lustig; sie kreiden das Fehlverhalten prominenter Persönlichkeiten extrem an 
ohne jemals an Witz und Schärfe zu verlieren. Während die Daily Show auf-
gezogen ist wie eine Nachrichtensendung und ihr Moderator Jon Stewart die 
schockierenden, traurigen, skandalösen Nachrichten aus der Politik  durch den 
Kakao zieht, kommt der Colbert Report eher als Kommentarsendung daher. 
Moderator Stephen Colbert steht im Mittelpunkt und macht die konservativen 
Christen lächerlich indem er ihre Meinung und Haltungen überzogen vertritt.
Seit 2001 berichtet die Daily Show wie eine richtige Nachrichtensendung mit 
Specials über die Wahlen und führt Interviews mit Kandidaten beider Par-
teien. Schon in der Vergangenheit hat sich hierbei gezeigt, dass die Anzahl der 
jugendlichen Zuschauer höher ist, als bei den Wahlsendungen der etablierten 
Nachrichtensender. Interessanterweise scheinen Daily Show Zuschauer nicht 
schlechter, oder sogar besser informiert zu sein als die meisten Zuschauer an-
derer Wahlsendungen. In diesem Jahr vereinigten sich die beiden Sendungen 
für den Midterm Midtacular, eine 1-stündige Sondersendung mit Interviews 
und Analysen von Wahlergebnissen. Die extreme Beliebtheit der beiden Sen-
dungen wird als Hauptgrund für die hohe Wahlbeteiligung der Jungendlichen 

gehandelt. Der Kleinkrieg zwischen Daily Show-Moderator Stewart und 

dem Rupert Murdochs ultrarechten konservativen Nachrichtensender Fox 
News trägt zudem zur Popularität der Sendung bei, zudem sich Stewart mei-
stens als überlegen herausstellt.Sowohl The Daily Show als auch The Colbert 
Report kann man im Internet ansehen.

Ausschnitte: www.youtube.com
Ganze Episoden: http://www.comedycentral.com/motherload

Jon Stewart interviewt Howard nach den Wahlen
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Lost in Uelzen - Der Ultimative Semestertickettest

Liebes Tagebuch! In der KontrASt Re-
daktionssitzung haben wir beschlos-
sen, den grandiosen Auftakt der Ru-
brik „Semestertickettest“ in Uelzen zu 
begehen. Doch alleine in dieser groß-
en Stadt wollte ich nicht sein, deshalb 
habe ich die Delia gefragt, ob sie mich 
begleiten mag. Treffpunkt 11:37 Uhr 

am Hundertwasserbahnhof in Uelzen. 
Dieser Bahnhof ist ein sehr individuell 
gestalteter. Er wurde nach den Plänen 
von Friedensreich Hundertwasser 
zum Kultur und Umweltbahnhof um-
gestaltet. Der Bahnhof Uelzen— als 
Hundertwasser-Architekturprojekt— 
verbindet künstlerische Attraktion mit 
ökologischer Funktionalität, zum Bei-
spiel durch die Gewinnung der Ener-
gie aus Sonnenlicht. 
Ich habe Delia gesagt, dass wir uns 
vor dem Bahnhof an einer Säule tref-
fen. Jetzt stehe ich hier, doch wo ist 
Delia? 
Deine Bianka

Liebes Tagebuch! Bianka hat mir 
gesagt, dass ich mich mit ihr in Uelzen 
um 11:37 Uhr an einer Säule vor dem 
Bahnhof treffen soll. Aber welche? 
Hier sind  irgendwie überall Säulen!! 

Ich habe mich jetzt 
für eine besonders 
schöne entschieden. 
 Ich bleibe einfach hier 
stehen, Bianka wird 
schon irgendwann 
auftauchen, schließ-
lich wird sie nicht ohne 
mich losgehen!
Deine Delia

Liebes Tagebuch! Ich 
gehe schon mal  ohne 
Delia los, wir werden 
uns schon finden. Ich gehe Richtung 
Innenstadt und finde mich vor der St.-
Marien-Kirche wieder. Dieser gotische 
Bau entstand in drei Phasen zwischen 
dem 13. und dem 14. Jhdt.. Ich mache 
einen Rundgang durch den Eingangs-
bereich, in dem das Wahrzeichen der 
Stadt, das „goldene Schiff“ ausgestellt 
ist. So inspiriert möchte ich meinen 
Beitrag zu dieser Kirche leisten und 
greife flugs zum Stift. Oh, Delia ruft 
an!
Deine Bianka

Liebes Tagebuch! Ich bin sauer! Ich 
stehe in einer Telefonzelle neben 
dem alten Rathaus, während Bianka 
irgendwelche Kirchen umgestaltet! 
Ich kann zwar nicht leugnen, dass 
das Bronzerelief des Bildhauers Ge-
org Münchbach sehr hübsch ist, und 
für gotischen Backsteinbau hatte ich 
schon immer ein Faible, aber es wäre 
doch schön, wenn ich langsam die Bi-
anka finden würde, damit wir endlich 
mal was von der Stadt sehen kön-
nen!
Deine Delia

Diese neue Rubrik soll die unendlichen Möglichkeiten unseres Semestertickets 
darstellen. Langweilig, denkst du? Von wegen! Immerhin kann man mit dem Se-
mesterticket kostenlos in zwei der größten Städte Deutschlands, sowie an die 
Nordsee fahren. Und von wegen Niedersachsenticket: Ganze vier Bundesländer 
können damit bereist werden. Um das beste aber nicht vorweg zunehmen, fängt 
der heutige ultimative Semestertickettest mit einer Reise nach und durch Uelzen 
an. Langweilig, denkst du? Na dann lies erst mal Biankas und Delias Tagebuch 
über ihre Abenteuer in Uelzen... 
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Semestertickettest

Liebes Tagebuch! Delia scheint sauer 
zu sein! Ich beschließe, ein paar nette 
Herren nach dem Weg zum Rathaus 
zu fragen. Wie sich aber herausstellt, 
sind die netten Herren gar nicht leben-
dig, sondern das berühmte Ulenkör-
perdenkmal. Sie halten ein Geldstück 
in der Hand, welches beim Berühren 
immer genügend Geld in der Tasche 
bringt. Also wird mir hier nicht weiter-
geholfen, aber immerhin ich habe 5 
Euro in meinem Wintermantel gefun-
den…
Deine Bianka

Liebes Tagebuch! Auf meiner Suche 
nach Bianka bin ich in einer der vie-
len Fachwerkstraßen gelandet. Viele 
dieser Häuser sind bereits in der Re-
naissancezeit entstanden und werden 
heute vielfach als Restaurants und 
Hotels genutzt... Doch ich glaube, da 
vorne sehe ich Bianka! Ich eile zu ihr! 
Deine Delia

Liebes Tagebuch! Die Suche nach 
Delia führt mich am Stadtgraben vor-
bei, einem Rest der mittelalterlichen 
Stadtbefestigung und auch am Kai-
serlichen Postamt aus dem Jahre 
1896. Jetzt bin ich in einer Fachwerk-
straße gelandet... und ich glaube, dort 
ist ja die Delia und eilt auf mich zu! Ich 
freue mich, und laufe ihr entgegen!
Deine Bianka

Liebe Tagebücher!
Endlich
gefunden! 
Erschöpft
fallen wir uns in die Arme und be-
schließen, unseren doch sehr an-
strengenden Tag in Uelzen zu be-
enden. Schade, dass wir gar keine 
Sehenswürdigkeiten finden konnten, 
da wir die ganze Zeit mit der Suche 
der anderen beschäftigt waren…
Wenn wir schon nicht den Tag ge-
meinsam verbringen konnten, so freu-
en wir uns doch auf die entspannte 
Rückfahrt mit unserem SEMESTER-
TICKET! 
Eure Delia und Bianka
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Wenn Härtefälle Regelfälle werden…..
…UND WENN DAS MINISTERIUM WAS DAGEGEN HAT

Wie wir ja nun mitbekommen muss-
ten, stehen die Studiengebühren für 
alle ab dem Sommersemester vor der 
Tür. Die Finanzierung derer bleibt die 
große Frage.
Für BAföG-EmpfängerInnen gab es 
allerdings eine gute Nachricht. Nein, 
ihr solltet nicht mehr BAföG bekom-
men, aber ihr hättet mehr verdienen 
dürfen! Laut §23 Abs.5 BAföG dürfen 

BAföG-EmpfängerInnen „zur Vermei-
dung unbilliger Härten“ auf besonde-
ren Antrag bis zu 205,- € monatlich 
anrechnungsfrei mehr verdienen. Die-
ser Zuverdienst muss „zur Deckung 
besonderer Kosten der Ausbildung 
erforderlich“ sein. Hierzu zählten bis 
vor kurzem die Finanzierung von Stu-
diengebühren oder Schulgeldern. Al-
lerdings mussten von den Studieren-
den die Notwendigkeit und die Höhe 
der Aufwendungen nachgewiesen 
werden.
Bisher durften BAföG-Empfänge-
rInnen monatlich 350,- € verdienen. 
Durch die Studiengebühren, und de-
ren unbillige Härte, hättet ihr 205,- € 
auf Antrag monatlich mehr verdienen 

dürfen. Das machte im Monat also 
555,- €.
Der Absatz des Paragraphen 23 des 
BAföG galt bisher als Härteklausel. 
Diese hätte zeitweilig zum Regelfall 
werden können, wenn …, ja wenn 
nicht das Ministerium  eine Dienstan-
weisung herausgegeben hätte.
Laut dieser Dienstanweisung gelten 
Studiengebühren nicht mehr als Här-

tefall, da sie 
ab nächsten 
Semester alle 
betreffen.

Das wäre al-
lerdings nur 
die eine Seite 
der Medail-
le gewesen. 
Auf der an-
deren Seite 
geht es um 
die Kranken- 
und Pflege-
versicherung. 
Um in der 
Familienver-
sicherung eu-
rer Eltern zu 
bleiben (das 
steht euch 
unter gewis-
sen Voraus-
s e t z u n g e n 

bis zum 25. Lebensjahr zu), dürft ihr 
leider nur 350 bzw. 400,- € monatlich 
verdienen. Sobald ihr mehr verdient, 
fallt ihr aus der Familienversicherung 
raus und müsst euch selbst studen-
tisch versichern. Derzeit liegt der Bei-
trag bei jeder Krankenkasse bei 56,62 
€ bzw. 55,45 € monatlich. Die Kran-
kenkassen haben sich bisher nicht der 
neuen Situation der Studierenden und 
den Studiengebühren angepasst. 
Wenn ihr dann aber in der studen-
tischen Krankenversicherung seid, 
könnt ihr soviel verdienen, wie ihr 
wollt, solange ihr unter 20 Stunden 
in der Woche arbeitet. Dies kann bei 
den verschiedenen Krankenkassen 
dennoch variieren. Deshalb wäre es 

sinnvoll, wenn ihr euch vorher infor-
miert.

Doch soviel verdienen, wie ihr wollt, 
geht auch nicht, denn die nächste 
Sperre kommt vom Kindergeld. Im 
Jahr dürft ihr 7680 € Brutto verdienen. 
Das sind 640 € pro Monat. Verdient 
ihr mehr, müsst ihr das Kindergeld zu-
rückzahlen. Auch hier gibt es (noch) 
keine Härtefallregelung.

Fazit: 

Wie ihr eure Studiengebühren finan-
ziert, ohne dabei Schulden zu ma-
chen, bleibt euch überlassen. Aber 
es gibt ja noch die Studienkredite. 
Da haben schließlich alle was davon 
(die Banken, das Land, das Studen-
tenwerk, die Uni…) und ihr irgendwie 
auch – nur nicht in diesem Ausmaß! 
Es bleibt zu wünschen, dass die Aus-
fallquote besonders hoch ausfällt!!!
Dass das Land Niedersachsen da-
ran am meisten verdient, sieht man 
daran, dass es aus den Studienge-
bühren und den Krediten verdienen, 
da es sich bei den Kreditanstalten um 
Landesbanken handelt.
Weiterhin zu behaupten, Studienge-
bühren seien sozial verträglich, ist 
eine Anmaßung! Denn das Ministeri-
um zwingt gerade BAföG-Empfänge-
rInnen, deren elterliches Einkommen 
ohnehin schon gering ist, Kredite auf.

Ihr findet uns direkt im 

AStA im Theoder-Lessing-Haus
	   Welfengarten 1
	   30167 Hannover
	   Tel.: 0511 / 762 – 5062

Sprechzeiten:

Montag und Dienstag:  12-14 
Uhr
Donnerstag:                   10-18 
Uhr

Bafög
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sTUDIENSTRUKTURREFORM

Die Umsetzung der neuen Studiengänge an der Uni-
versität Hannover schreitet voran und Unzufriedenheit 
macht sich vieler Orten breit. Es ist von zu großer Ver-
schulung, vom Abbau der wissenschaftlichen und kul-
turellen Fortbildung zugunsten einer möglichst kurzen 
Studiendauer und einer besseren Vermarktbarkeit der 
Studierenden die Rede.
Die folgenden Erläuterungen zum Konzept des „lifelong 
learning“ stellen einen Denkanstoß dar, wie man die 
Einführung der neuen Studiengänge positiv gestalten 
und nutzen kann.

Die Idee einer Massen- bzw. Volksuniversität beschäf-
tigt seit langer Zeit linke WissenschaftlerInnen und Po-
litikerInnen. Sie ist die faktische Umsetzung einer pro-
gressiven und solidarischen Wissensgesellschaft im 
Bereich der Hochschule. „lifelong learning“ bezieht sich 
jedoch nicht nur auf den Bereich der Hochschule, son-
dern auf jeden Bereich der Bildung (d.h. Kindergarten, 
Schule, Hochschule, berufliche Bildung und Weiterbil-
dung).
Die Zielsetzung bei den neuen Studiengängen Bache-
lor und Master wäre es, diese als offene Teilzeitstudi-

engänge zu gestalten, die weder Menschen mit Kindern 
noch Berufstätige durch die Zahlung von Studienge-
bühren oder zeitliche Zwänge innerhalb der Struktur 
des Studiengangs daran hindern, ein Studium bzw. 
eine universitäre Fortbildung zu bestreiten.
So wäre es sowohl für Arbeitnehmer als auch für Arbeit-
geber vorteilhaft, wenn sich der Arbeitnehmer innerhalb 
von ein oder zwei Semestern für neue Aufgaben- und 
Tätigkeitsfelder qualifizieren kann, ohne dafür seine Ar-
beitsstelle ruhen lassen zu müssen.

Jedoch sollte „lifelong learning“ nicht nur beruflichen 
Zielen dienen. Es soll auch die kulturelle und wissen-
schaftliche Weiterbildung des Menschen fördern, unab-
hängig davon, ob dieseR eine Hochschulzugangsbe-
rechtigung besitzt, arbeitstätig ist oder zeitaufwendige 
familiäre Verpflichtungen hat.
So wäre die Einführung eines „studium generale“-Mo-
duls im Umfang von 10 bis 15 Leistungspunkten, das 
von jedem Bachelor- bzw. Masterstudierendem belegt 
werden kann und das den Besuch von Lehrveranstal-
tungen an jeder beliebigen Fakultät möglich macht, 
eine Möglichkeit, diese Art der kulturellen und wissen-
schaftlichen Weiterbildung an der Universität zu ermög-
lichen.

David Gieges (AStA-Sachbearbeiter Studienstrukturre-
form)

Das Konzept des „lifelong learning“ in den neuen Studiengängen

Wer mehr über die neuen Studiengänge, 
das Konzept des „lifelong learning“ oder die 
Studienstrukturreform erfahren möchte, ist 
herzlich eingeladen, den Arbeitskreis Bachelor/ 
Master im AStA der Universität Hannover zu 
besuchen. Dieser findet jeden Dienstag um 16 
Uhr im AStA statt.
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(fb/ op) Als VegetarierIn oder Ve-
ganerIn hat man es nicht immer so 
leicht: Von mitleidigen oder fra-
genden Blicken bis zu wirklich dum-
men Sprüchen wegen der eigenen 
Ernährungsgewohnheiten begegnet 
einem immer wieder neues Unver-

ständnis. Trotz BSE, Vogelgrippe 
und Gammelfleischskandalen hält 
sich hartnäckig die Ansicht, für ein 
ordentliches Essen müsse auch das 
Leben eines Tieres geopfert werden. 
Soziale, ökologische und ethische 
Argumente gegen den Fleischkon-
sum können scheinbar noch so gut 
sein – sie vermögen „eingefleischte“ 
Schnitzel-, Steak- und Wurstliebha-
ber scheinbar nicht zu überzeugen.
Immerhin hat sich aber in der Gastro-
nomie das Bewusstsein nicht unent-
scheidend gewandelt: Vegetarische 
Gerichte gehören nun so gut wie 
überall zum Angebot und können sich 
mehr und mehr auch sehen lassen. 
Der Nordstadt-Gastro-Check wird 
daher nun aus vegetarischer Per-
spektive fortgesetzt. Während für die 
letzte Ausgabe dieser Zeitung drei 
Genossen Currywurst und Pommes 
genossen, ist auch in den Mündern 
der Veggie-Fraktion im AStA durch-
aus das Wasser geflossen…

Zunächst sei dazu auf das Angebot 
vom Studentenwerk verwiesen: In 
der Hauptmensa gibt es die reich-
haltigste Auswahl. Ein Wahlmenü, 
ein Angebot des Markstandes und 

alternativ entweder ein Angebot aus 
der Bio-Line, das Tellergericht oder 
der Eintopf sind frei von totem Tier.
Mit dem vegetarischen Protein-Wun-
der Tofu wird in der Mensa zwar 
noch nicht immer so versiert umge-
gangen, wie es etwa in der grund-
sätzlich vegetarischen „Volxküche“ 
(s.u.) Standart ist. Dennoch zaubern 
die Köchinnen und Köche regelmä-
ßig Gaumenfreuden auf durchaus 
solidem Niveau. Ein vegetarischer 
Burger der Bio-Line wusste beson-
ders zu überzeugen, samt Salat 
und Bratkartoffeln für unschlagbar 
günstige 2,- Euro.
Was für´s Auge und für den ver-
wöhnten Magen bot der Marktstand 
mit seiner asiatischen Gemüsepfan-
ne (€ 2,50).

Ebenfalls super günstig, und das als 
privat wirtschaftender Betrieb ohne 
öffentliche Förderung, ist das Otto´s 
an der Lutherkirche. Eine Auswahl 
an Nudel-, Reis- und Auflaufgerich-
ten steht neben Milchreis, Baguettes 
und Salaten auf dem Speiseplan. 
Auch das Bier ist billig, so dass man 

den Laden sitt und satt und um nicht 
mehr als fünf Euro ärmer verlassen 
kann. Bezahlt wird an der Theke, 
Essen wie Einrichtung sind ziemlich 
schnörkellos. Alles in allem durchaus 
eine Empfehlung.

Etwas aufwendiger angerichtet 
und in angedeuteter Atelier-Atmo-
sphäre (da fliegen so Raumschiffe 
rum, ähnlich wie im Café Glocksee) 
kommt das Essen im „Extrakt“ in der 
Hahnenstraße daher. Frühlingsrollen, 
Italienischen Salat, Kartoffelpuffer 
und Pommes haben wir uns hier 
schmecken lassen. Das studentische 
Portemonnaie wäre jedoch etwas 
überfordert, würde man jeden Tag so 
speisen (mit Getränken ergab sich 
eine Rechnung von 17 Euro für zwei 
Hungrige)…

Die Garantie zum Sattwerden gibt es 
beim Asia-Imbiss Bok an der Luther-
kirche. Insbesondere die Gerichte 
mit Erdnusssauce bezwingen den 
Hunger zuverlässig, aber auf durch-

Der Nordstadt Veggie-Test

asiatische Gemüsepfanne vom 
Marktstand

Luxusmenü im Extrakt

Acht verschiedene Gemüse in 
Erdnusssoße für 5,40 Euro
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Veggietest

aus angenehme, weil leckere Art und 
Weise. Wer den Köchen bei ihrer 
schweißtreibenden und flammenden 
Wok-Kunst fasziniert zusehen mag, 
kann vor Ort essen, ansonsten emp-
fiehlt es sich aber, „zum Mitnehmen“ 
zu bestellen.

Auch in der Destille, dem Testsieger 
der Currywurst-Pommes-Anhänger, 
lässt sich vegetarisch speisen. Gut 
und günstig ist bei dem Kneipen-Ur-
gestein zum Beispiel die Riesenpell-
kartoffel mit Quark.

Für den kleinen Hunger durchaus 
zu empfehlen ist der Muffinmann 
an der  Lutherkirche oder am 
Königswörther Platz. Dort gibt es 
Bagels mit verschieden leckeren 
Frischkäsesorten für 1,80 Euro. Für 
ein bisschen mehr auch mit Gouda, 
Tomaten, Salat und Ei.  Das ganze 
natürlich Bio. Dazu gibt‘s Muffins in 
(fast) allen vorstellbaren Sorten und 
Kaffee, Latte Macciato, Cappuccino 
alternativ auch mit Sojamilch für die 

VeganerInnenfraktion.  Der Kaffee  
beim Muffinmann hat auch das 
Pädikat „fair trade“ und ist deswegen 
sogar political correct... 

Außer der Reihe sei hier noch auf 
die zweimal wöchentlich (Mo & 
Mi, 19 Uhr) stattfindende 
Volxküche (kurz: VoKü) im 
UJZ Korn hingewiesen. 
Für die Mittagspause 
zwar unbrauchbar, für 
kulinarische Inspiration und 
politische Aktivität aber ein 
unbedingter Tipp. Bei dem 
Treffpunkt der linken 
Szene gibt es auch für 
VeganerInnen garantiert 
immer ein Essen, und 
zwar zum Solidarpreis von € 
1,50. Im Anschluss an das Essen 
gibt es noch Kneipe, sowie öfter mal 
Antifa-Infoabende oder ähnliche 
Veranstaltungen. In der Korn ist 
Initiative gefragt: Die Kochgruppen 
kochen ehrenamtlich und wer selber 
kochen möchte, ist herzlich dazu 
eingeladen. Gar nicht erst zu kommen 
brauchen dagegen rummackernde 
Provokateure, PolizistInnen oder 
andere Zeitgenossen, die mit linker 
Sub- und Gegenkultur nichts anfangen 
können.

Soweit ein natürlich unvollständiger 
Eindruck aus der Nordstädter Gas-
trowelt. Beim Essen euch allen einen 
guten Appetit!

Destille (Im Moore 3)

Der Muffinmann an der 
Lutharkirche
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1000 schwarze Heliumballons ließ 
der Allgemeine Studierendenaus-
schuss (AStA) bei der diesjährigen 
Erstsemestereinführung an der Leib-
niz-Universität Hannover aufsteigen. 
Damit wollte er auf seinen Boykott 
der Studiengebühren hinweisen. 
Prompt kam die Aktion auf Seite eins 
der Hannoverschen Allgemeine Zei-
tung (HAZ). „Wir fordern die Erstse-
mester zum Boykott der unsozialen 
Studiengebühren auf“, zitierte auch 
die Neue Presse Friederike Beier, 
Pressesprecherin des AStA.
Vorangegangen war dieser presse-
wirksamen Aktion eine Vollversamm-
lung, die den Boykott beschlossen 
hatte.

Politisches Engagement ist bei jun-
gen Menschen selten anzutreffen. 
Laut aktueller Shell Studie hätten Ju-
gendliche Interessen, für die sie sich 
auch einsetzten. „Politisch sein“ im 
traditionellen Sinne sei heute nicht 
mehr “in“.
Immerhin 24 Prozent der Jugend-
lichen bezeichnen sich jedoch noch 
als „politisiert“. Sie wollen mitbe-
stimmen und sich engagieren.  Die 
größte Skepsis hegen die Befragten 
laut Shell Studie gegen die Partei-
politiker, denen vorgeworfen wird, 
eher den persönlichen Machterhalt 
als das Gemeinwohl im Blick zu ha-
ben. Ein noch größeres Problem sei 
für die jungen Menschen das Ge-
fühl, in den Parteien nichts bewirken 
zu können. Stimmt das? Wir haben 
Vertreter von Jugendorganisationen 
gefragt. „Auf kommunaler Ebene hilft 
oft die Zusammenarbeit mit einzel-
nen Politikern, um die eigenen Ziele 
voran zu bringen“, so Sören Thoms, 
Vorsitzender der Jungsozialisten (Ju-
sos) in der Region. „Und da kann es 
auch ein 80-Jähriger sein, der uns 
unterstützt!“, erklärt er. Die Jusos 
bilden die größte Jugendorganisa-
tion in der Region Hannover. In of-
fenen AGs diskutieren  sie aktuelle 
Themen. „So können wir die SPD oft 

noch überraschen.“, erklärt er weiter. 
Im Jahr 2000 zum Beispiel stellten 
die Jusos im Unterbezirk den Antrag, 
Prostitution als Beruf anzuerkennen. 
Über den Bundeskongress der Orga-
nisation kam der Antrag schließlich in 
die SPD und wurde kurze Zeit später 
von der damaligen Bundesregierung 
umgesetzt.
„50% Party + 50% Politik =100% 
Spaß“ titelt die Junge Union (JU) auf 

ihrer Homepage. Auf die Frage, ob 
das seriös sei, kontert Maximilian Op-
pelt, Kreisvorsitzender der JU: „Über 
gesellige Aktionen wollen wir junge 
Menschen ansprechen und ihnen 
vermitteln, dass auch Politik Spaß 
machen kann.“ Die große Freude 
kommt aber bei der JU erst dann auf, 
wenn sie etwas Entscheidendes be-
wirken kann. Felix Blaschzyk, Kreis-
geschäftsführer der JU Hannover 

Spaß und Politik- ein Gegensatz?

Lichthof bei der Erstsemestereinführung
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perspektiven
nennt ein Beispiel: „Im Jahre 2003 
konnte die JU sich erfolgreich für 
den Erhalt der juristischen Fakultät 
in Hannover einsetzen, die die neu 
gewählte Landesregierung abschaf-
fen wollte.“

Aufsehen erregen

„Bürokratie fesselt“ war die Über-
schrift einer Aktion der Jungen Li-
beralen (Julis). Mehrere Stunden 
verbrachte einer ihrer Mitstreiter 
„gefesselt“ auf einem Stuhl am Kröp-
ke.
Das Ergebnis: Jugendliche konnten 
sich hier über Politik informieren und 
die Themen der Julis wurden laut 
Neuen Presse (NP)  bekannt bei den 
lokalen Zeitungen. 
„Nicht nur durch Anträge kann etwas 
erreicht werden. Auch Aktionen brin-
gen Öffentlichkeit,  man wird gehört 
und kann so Einfluss nehmen.“, so 
Eric Slottke, Vorsitzender der Julis. 
Konkrete Antrags-arbeit leisten sie 
vor allem vor Ort. „Bis zu 50 Prozent 
der Anträge stammen von uns“, er-
klärt Slottke und ergänzt „auch bei 
Kandidaturen entscheide grundsätz-
lich die Leistung des Einzelnen über 
den Listenplatz. So habe auch die 
Jugend Chancen auf aussichtsreiche 
Plätze.“
Mit der Verleihung des „Ordens der 
Gestrigkeit“ sorgte die Grüne Jugend 
Hannover (GJH) beim Solarfest am 
Maschsee für großes Aufsehen. 
Nach der Einführungsrede vom ehe-
maligen Oberbürgermeister Herbert 
Schmalstieg und dem Geschäftsfüh-
rer der Stadtwerke Hannover, Michael 
G. Feist, sprangen zwei GJH- Spre-
cher auf die Bühne und offenbarten 
die Pläne der Stadtwerke, ein Kohle-
kraftwerk zu unterstützen und somit 
einer veralteten Energieform anzu-
hängen. Bis ins Regionalfernsehen 
brachte die GJ es so im April 2006. 
Eine Unterschriftenkampagne ge-
gen den Bau des Kraftwerks folgte. 
Schließlich lud der Enercity-Tech-

nik-Vorstand Harald Noske bei den 
Stadtwerken zu einem Gespräch 
ein, bei dem auch die Unterschriften 
übergeben wurden.
Ganz anders verläuft die politische 
Arbeit des Studentenwerks. Mit sei-
nen 280 Mitarbeitern sei es eine 
anerkannte Institution. „Wir sind ein 
Non-Profit-Unternehmen mit staat-
lichem Auftrag“, so Sabine Kiel, zu-
ständig für Öffentlichkeitsarbeit. „Die 
Politik kommt auf uns zu, fragt nach 
unserer Meinung und hört auch eher 
auf uns als auf die ASten.“ 
So sei es neben den Serviceangebo-
ten rund ums Studium vor allem auch 
Lobbyarbeit, die das Studentenwerk 
politisch leiste.  Es sieht sich als un-
gewählte Vertretung der Studieren-
den. „Allerdings konnte leider auch 
der Protest des Studentenwerks 
nichts gegen die Studiengebühren 
ausrichten.“ 
Auch der AStA wird sich weiterhin 
gegen die Studiengebühren enga-
gieren, obwohl er für die Besetzung 
der Pressestelle der Uni, die sich 
seiner Vollversammlung anschloss, 
eine Anzeige erhielt. So gibt es zwar 
Grenzen, die auch Jugendorganisa-

tionen nicht überschreiten dürfen, 
doch wie Felix Blaschzyk von der 
JU meint „können wir Themen an-
sprechen, die die Mitglieder in den 
Parteien nicht in der Form sagen 
können. Wir dürfen frecher sein und 
müssen uns nicht so der Parteidiszi-
plin unterwerfen.“ 
Die Vertreter der Jugendorganisa-
tionen sind überzeugt, dass sie mit 
Kondition und Willenskraft durchaus 
Erfolg haben und etwas durchsetzen 
können. Und wenn sie erreichen, 
dass eine Straße einen neuen Na-
men erhält.      

Karina Baalmann

perspektiven
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perspektiven

Das Historische Seminar bietet die Möglichkeit, das Fach 
Geschichte in seiner ganzen Breite zu studieren. Dazu 
gehören die Teilgebiete Alte-,  Mittelalterliche, Frühneu-
zeitliche und Neue Geschichte, eingeschränkt auch  Ur- 
und Frühgeschichte. Das Schwergewicht liegt auf der 
Geschichte der Neuzeit.( Auszug aus der Homepage des 
Historischen Seminars)

Das Geschichtsseminar der Universität Hannover hat sich 
in den Semesterferien einen neuen Clou für die Studieren-
den einfallen lassen. Da die Bachelorstudenten noch nicht 
genug zu tun haben  durften wir uns jetzt an eine lange 
Schlange anstellen, um uns für die Einführungsseminare 
anzumelden... 
...diejenigen, die das Glück hatten dieses überhaupt zu 
erfahren, da es eine E-Mail Verteilerliste aller Geschichts-
studenten anscheinend nicht gibt,  kamen dann in den 
Genuss sich hinten anzustellen und dabei zuzuschauen 
wie die letzten Plätze für ein Seminar von den anderen 
fleißigen Studenten weggeschnappt wurde…
...so ein Ärger, nur noch zwei Plätze auf der Liste aber 
noch zwei drei Kommilitonen  vor mir.   Wie werde ich die-
se blöde Konkurrenz nur los?!
Die nicht informierten Studenten kamen, wie gewohnt, 
nach den Semesterferien in die Uni und erfuhren nun, 
was es bedeutet nicht auf dieser wunderbaren LISTE zu 
stehen, nämlich den Rausschmiss aus dem Seminarraum 
und damit ganz viel Freizeit. 
Ab diesem Semester zahlen die Ersis Studiengebühren 
und ab dem kommenden auch alle anderen Studenten 
und dies dafür, dass die Seminare eingeschränkt werden 
und wir nicht das studieren können, was wir wollen und 
was uns persönlich weiterbringt. NEIN, wir werden dazu 
gezwungen irgendwelche Seminare zu besuchen, und 
somit unseren kompletten Semesterplan umzuwerfen. Da 
aber auch schon das Historische Seminar gemerkt hat, 
dass zu viele Studenten ohne Seminar dastehen, soll jetzt 
die Teilnehmerzahl der einzelnen Seminare erhöht werden 
und noch zusätzliche Veranstaltungen angeboten werden. 
Doch auch dieses ändert nichts an dem Umstand, dass 
wir nicht mehr die freie Wahl haben, dass zu studieren was 
wir möchten, sondern darauf hoffen müssen zuerst auf der 
LISTE zustehen. Somit werden unsere Kommilitonen zur 
Konkurrenz für die zur Verfügung stehenden, Seminarplät-
ze

Der Sinn dieser Aktion, so wurde mir gesagt, war es die 
Seminare wieder studierbar zu machen, das bedeutet we-
niger Studenten pro Seminar! Blöd nur, dass jetzt nur 27 
Studenten überhaupt die Möglichkeit haben die Seminare 
zu belegen. Es ist nicht richtig Studenten zu einem Kon-
kurrenzobjekt zu machen, aber genau dies ist durch die 
Einführung der Listen geschehen, als nächstes werden wir 

uns noch die Bücher aus der Bibliothek klauen, damit die 
Konkurrenz nicht die Möglichkeit hat, die gleichen Quellen 
zu nutzen wie man selbst. Somit bekommt das Zitat von 
Hobbes doch wieder einen sinn: „Homo homini lupus est“ 
denn durch die Einführung der LISTEN, werden wir nicht 
nur daran gehindert unser Studium frei und eigenhändig 
zu planen und uns wird somit das Recht zur freien Stu-
dienwahl genommen ,  sondern wir werden durch diesen 
Zustand dazu gezwungen, uns alle als Konkurrenten an-
zusehen und uns gegenseitig das Studium zur Qual zu 
machen,  da irgendwann dein Freund von  dir vor DIR in 
der SCHLANGE steht und dir den letzten begehrten Semi-
narplatz wegnehmen muss...

Von den Studenten wurde die Eigenverantwortlichkeit ge-
fordert, indem wir uns hätten selbst über solche gravie-
rende Änderungen informieren müssen, aber nun werden 
wir wieder entmündig, durch das Eintragen in Listen nach 
dem Schema: der Stärkere setzt sich durch...

Jessica
Kontakt: Jeica@gmx.de

Freiheit für Forschung und Lehre?

Ein Seminar wegen Überfüllung nicht oder nur unter 
größten Anstrengungen besuchen zu können, ist in 
jedem Falle ärgerlich. Wir möchten diese Proble-
matik künftig verstärkt im Auge behalten und bitten 
euch dafür um eure Mithilfe:

Meldet Seminarrauswürfe dem AStA und auf der 
extra dafür auf Initiative des AStA Marburg ins Le-
ben gerufenen Homepage 
www.seminarrauswurf.de.

Der Sinn von Anwesenheitspflicht in Seminaren, 
denen man vom Fußboden der letzten Ecke des 
Seminarraumes aus ohnehin kaum folgen kann, 
ist natürlich in Frage zu stellen. Eine Begrenzung 
der Seminarplätze erscheint nur dann sinnvoll und 
gerecht, wenn der Bedarf abgedeckt werden kann 
und nicht für die zu spät gekommenen nur noch ein 
Schulterzucken übrig bleibt. Momentan scheint das 
längst nicht überall zu klappen. Also noch mal die 
Bitte: Rauswürfe nicht einfach schlucken, sondern 
melden und sich beschweren! Der AStA wird wo er 
kann gemeinsam mit den Fachschaften versuchen, 
die Situation zu thematisieren.

Meldet euch bei Ole@asta-hannover.de
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Aus aktuellem Anlass – aber auch aus 
einer allgemein und ständig bestehen-
den gesellschaftspolitischen Notwen-
digkeit heraus – sei an dieser Stelle 
auf die Existenz autonomer Frauen-
Lesben-Strukturen in der Verfassten 
Studierendenschaft hingewiesen. Die 
Wichtigkeit und Bedeutung solcher 
Strukturen zu betonen ist Aufgabe 
eines jeden AStA, der einen emanzi-
patorischen politischen Anspruch für 
sich reklamieren möchte.

Wer sich bei den Wörtern Emanzipa-
tion oder Gleichberechtigung gelang-
weilt abwendet und sie für obsolete 
Schlagworte aus einer anderen Zeit 
hält, sei darauf verwiesen, dass das 
Geschlechterverhältnis nach wie vor 
von struktureller Benachteiligung, 
sowie dem komplex wirkenden Herr-
schaftsinstrument Sexismus geprägt 
ist. Geschlechtsspezifi sche Rollen-
zuschreibungen als latente Form von 
Gewalt, sowie offen zutage tretende 
Gewalt gegen Frauen gehören zum 
alltäglichen Wahnsinn der Realität.

Frauenfreiräume sind ein wichtiger 
Ansatz, diese Realität wenigstens 
minimal zu durchbrechen. Die Aner-
kennung der bedingungslosen Auto-
nomie solcher Freiräume ist die einzig 
konsequente Form der Solidarität im 
Kampf gegen Sexismus. Insofern ist 
es gerade auch Aufgabe von Män-
nern, die Probleme, die sich unsere 
Gesellschaft mit der Konstruktion von 
Geschlechtern und Geschlechter-
rollen geschaffen hat, zu begreifen. 
Antisexismus und Infragestellung von 
(auch männlichen!) Rollenbildern ist 
daher auch keineswegs als Aufgabe 
zu betrachten, die in das „Ressort“ 
des Frauen- und Lesbenkollektives 
der Verfassten Studierendenschaft 
fällt. Vielmehr ist es eine Herausfor-
derung für uns alle.

Zur Notwendigkeit von Freiräumen innerhalb patriarchal 
geprägter Strukturen

hält, sei darauf verwiesen, dass das 
Geschlechterverhältnis nach wie vor 
von struktureller Benachteiligung, 
sowie dem komplex wirkenden Herr-
schaftsinstrument Sexismus geprägt 
ist. Geschlechtsspezifi sche Rollen-
zuschreibungen als latente Form von 
Gewalt, sowie offen zutage tretende 
Gewalt gegen Frauen gehören zum 
alltäglichen Wahnsinn der Realität.

der Verfassten Studierendenschaft 
fällt. Vielmehr ist es eine Herausfor-
derung für uns alle.
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Es ist wieder soweit, die Zeit der Wünsche steht unmittel-
bar vor der Tür und wie jedes Jahr geben wir uns ganz den 
Gedanken hin: „Was schenke ich wem zu Weihnachten?“
Der Weihnachtsmarkt ist aufgebaut, entsprechende Deko 
steht in Schaufenstern und es duftet all überall nach Leb-
kuchen und Glühwein. Die Kehrseite der Medaille sieht 
aber anders aus: Die 
Werbung suggeriert uns 
penetrant die Notwen-
digkeit ihrer Produkte, 
jeder Laden lockt mit ori-
ginellen Geschenkideen, 
hektisch ist das Treiben 
in den Innenstädten und 
man überlegt sich verge-
bens, ob es doch noch 
etwas gibt, was man noch 
nicht geschenkt hat.
Manche zermartern sich 
den Kopf nach Geschenk-
ideen, andere fragen ganz 
lapidar: „Was wünscht Du 
dir denn zu Weihnach-
ten?“ Wer auf diese Frage 
nur die augenzwinkernde 
Antwort ‚etwas Schönes’, 
aber keinen weiteren 
konkreten Hinweis erhält, 
geht „Risiken“ ein, die 
man als Überraschung zu 
bezeichnen pflegt, ganz 
im Sinne der Tradition.
Schon im 19. Jh. bürger-
te sich der Wunschzet-
tel ein, den Kinder ihren 
Eltern als Überbringer 
der Weihnachtswünsche 
gegenüber dem Weih-
nachtsmann einsetzten. Dieser Tradition gehen immer 
noch viele Kinder nach, auch wenn sie nicht mehr an den 
Weihnachtsmann glauben.
Immerhin fahren 70% der Studierende Weihnachten nach 
Hause, um das Fest mit der Familie zu verbringen. Statt 
des Wunschzettels äußern die Sprösslinge ihre Wünsche 
ohne falsche Scheu. 
Zumal es üblich ist, sich zu diesem Weihnachten Geld zu 

wünschen. Ist ja auch legitim... Pragmatische Gespräche 
unter Studis von wegen: „Kriege von allen Familienange-
hörigen Kohle! Die ersten Studiengebühren schon mal 
überstanden...“ ist pure Realität. 
Die StudentInnen basteln und backen ihrerseits eifrig, be-
suchen zahlreiche Flohmärkte, um möglichst ohne Inve-

stitionen aus der Sache raus 
zukommen. Man weißt ja, 
wie es ist, ein Geschenk an-
zunehmen und selbst nichts 
zu schenken... unangenehm 
hoch zehn. 
Dabei ist bares Geld bei vie-
len Umfragen auch unter den 
unbeliebtesten Weihnachts-
geschenken neben Socken, 
Handtüchern und Seife. Na 
ja, bares Geld mag ja jeder, 
dachten wir uns, aber dann 
zumindest nicht bar auf die 
Hand. Zu Weihnachten darf 
es schon ein wenig kreativer 
sein.
Bloß schade ist, dass man 
sogar an Weihnachten prag-
matisch denken muss und 
die Tendenz der Studieren-
den sich Geld zu wünschen 
zunimmt. 
Die Gesellschaft verfällt im all-
seitigen Konsumieren und die 
Ergebnisse der Weihnachts-
feier bewertet man nach 

dem Prinzip 
größer, 

teurer, mehr. Leider Gottes 
zu ungunsten der Bildung.
Also frönen wir nicht wei-
ter dem schnöden Mammon, 
sondern besinnen uns zurück 
auf die  traditionellen Tugenden. 
Frohes Fest!
Lina

Pragmatisches Weihnachtsgesch(äft)enk
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Gott ist Tod!




